
 

Kreisblatt 
 

Amtsblatt des Kreises Lippe  
und seiner Städte und Gemeinden 
 
 

Nr. 16 – 26. April 2011 
 

Inhalt 
Kreis Lippe 

133 Hinweis auf Veröffentlichung einer öffentlich-rechtlichen Vereinbarung 
134 2. Satzung zur Änderung der Gebührensatzung des Kreises Lippe für 

den Wilbaser Markt 
135 6. Sitzung des 8. Beirats bei der unteren Landschaftsbehörde des 

Kreises Lippe 
 
Stadt Bad Salzuflen 

136 Bebauungsplan Nr. 0220/I „Krumme Wiede/Uferstraße“, Ortsteil 
Schötmar – Satzungsbeschluss und Inkraftreten 

 
Stadt Blomberg 

137 Ordungsbehördliche Verordnung über das Offenhalten von Verkaufs-
stellen in der Stadt Blomberg vom 07. April 2011 

138 Erhaltungssatzung nach §172 Absatz 1 Satz 1 Nr. 1 BauGB für die 
Innenstadt von Blomberg 

 
Stadt Detmold 

139 3. Änderungssatzung zur Hundesteuersatzung der Stadt Detmold vom 
30.10.2000 vom 07.04.2011 

 
Gemeinde Extertal 

140 Hinweis auf die Veröffentlichung der öffentlich-rechtlichen Vereinba-
rung zwischen der Gemeinde Dörentrup und der Gemeinde Extertal 

141 Ersatzbestimmung eines Vertreters für den Rat der Gemeinde Extertal 
gemäß § 45 des Kommunalwahlgesetzes 

142 Feststellung der Wertermittlungsergebnisse in der Flurbereinigung 
Aerzen 

 
 

Stadt Horn - Bad Meinberg 

143 6. Änderung (beschleunigt) des Bebauungsplanes H 9 “Paschenburg“ 
im Stt. Horn; hier: Öffentliche Auslegung 

144 32. Änderung des Flächennutzungsplanes der Stadt Horn – Bad 
Meinberg und Bebauungsplan He1 „Solarkraftwerk Große Laue“ im 
Stt. Heesten; hier: Öffentliche Auslegung gem. § 3 (2) BauGB 

145 Bebauungsplan Sm 1 „Solarkraftwerk am Eickernberg“ Stt. Schmedis-
sen; hier: Öffentliche Auslegung 

 
 

Stadt Lage 

146 Satzung zur Abänderung der Fristen bei der Dichtheitsprüfung von 
privaten Abwasserleitungen gemäß § 61a Abs. 3 bis 7 LWG NRW im 
Bereich des Einzugsgebietes Pumpwerk Heiden und Heßloh der Stadt 
Lage vom 14.04.2011 

147 Satzung zur Abänderung der Fristen bei der Dichtheitsprüfung von 
privaten Abwasserleitungen gemäß § 61a Abs. 3 bis 7 LWG NRW im 
Bereich des Einzugsgebietes Pumpwerk Lückhauser Straße, Ortsteil 
Hardissen der Stadt Lage vom 14.04.2011 

 

Alte Hansestadt Lemgo 

148 Bekanntgabe der Feststellung des Jahresabschlusses der Eigen-
betriebsänliche Einrichtung „Städtische Betriebe Lemgo“ zum 
31.12.2009 

149 Bekanntgabe der Feststellung des Jahresabschlusses der Eigen-
betriebsänliche Einrichtung „Gebäudewirtschaft Lemgo“ zum 
31.12.2009 

 
Gemeinde Schlangen 

150 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. Oe-H 10 der Gemeinde 
Schlangen – Gebiet zwischen Haustenbecker Straße, Ostlandstraße 
und „Langelau“ – im OT Oesterholz – H. 

151 Satzung zur Abänderung der Fristen bei der Dichtheitsprüfung von 
privaten Abwasserleitungen gem. § 61a Abs. 3 bis 7 LWG NRW der 
Gemeinde Schlangen (Dichtheitssatzung 1 K – 2011) vom 14. April 
2011 

 
Abwasserwerke Blomberg 

152 Satzung zur Abänderung der Fristen bei der Dichtheitsprüfung von 
privaten Abwasserleitungen gemäß § 61a Abs. 3 bis 7 LWG NRW im 
Bereich Mühlenstraße, Starenweg, Schönfelderstraße und Wie-
mannstraße, Ortsteil Reelkirchen, der Stadt Blomberg vom 07. April 
2011 

 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



176 KREISBLATT –  AMTSBLATT DES KREISES LIPPE  
 

  

 

Kreis Lippe 
 
133 Hinweis auf Veröffentlichung einer öffentlich-

rechtlichen Vereinbarung 
 
Gemäß § 24 Abs. 3 des Gesetzes über kommunale Ge-
meinschaftsarbeit (GkG) in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 01. Oktober 1979 (GV. NRW S. 621), zuletzt 
geändert durch Gesetz vom 12. Mai 2009 (GV. NRW S. 
298), wird darauf hingewiesen, dass die öffentlich-
rechtliche Vereinbarung zwischen dem Kreis Lippe und der 
Stadt Bad Salzuflen über die Übertragung der Aufgaben 
der Erziehungsberatung auf den Kreis Lippe vom 13./18. 
Januar 2011 im Amtsblatt für den Regierungsbezirk Det-
mold Nr. 7 vom 14. Februar 2011 bekannt gemacht wurde. 
 
Detmold, den 11.04.2011 
 
 
Kreis Lippe 
Der Landrat 
In Vertretung 
gez. John 

Stadt Detmold  
Der Bürgermeister 
In Vertretung 
gez. Welslau 

 

Kr.Bl. Lippe 26.04.2011 
 
134 2. Satzung zur Änderung der Gebührensatzung 

des Kreises Lippe für den Wilbaser Markt 
 
Aufgrund des § 5 Abs. 1 der Kreisordnung (KrO NRW) für 
das Land Nordrhein-Westfalen (Bekanntmachung vom 14. 
Juli 1994; GV. NRW. S. 646) in der zurzeit gültigen Fas-
sung und der §§ 2, 4 und 6 des Kommunalabgabengeset-
zes (KAG) für das Land Nordrhein-Westfalen (Bekanntma-
chung vom 21. Oktober 1969; GV. NRW. S. 712) in der 
zurzeit gültigen Fassung i.V.m. § 17 der Marktsatzung des 
Kreises Lippe vom 16. Dezember 1991 hat der Kreistag 
des Kreises Lippe am 28.03.2011 folgende Änderung der 
Gebührensatzung für den Wilbaser Markt vom 15. Dezem-
ber 1997, zuletzt geändert durch die 1. Satzung zur Ände-
rung der Gebührensatzung vom 31.03.2003, beschlossen: 
 
I. § 2 (Gebührentarif) erhält folgende Fassung: 
 
(1) Die Höhe der Standgebühr für den Wilbaser Markt 

wird nach der zugewiesenen Flächengröße (ange-
fangene Quadratmeter) festgesetzt. Sie beträgt für 
die Dauer des Marktes: 

 
  1. Fahrgeschäfte etc. 
 1.1 Allgemein 2,85 € 
 1.2 Achterbahnen od. ähnliche Spezialbahnen, 

Hochbahnen 1,70 € 
 1.3 Kinderkarussells 2,55 € 
 1.4 Autoskooter 2,75 € 
 1.5 Ponyreiten 2,40 € 
 
 2. Schau- und Belustigungsgeschäfte 
 2.1 Schaugeschäfte 4,55 € 
 2.2 Lauf- und Belustigungsgeschäfte (Geisterbah-

nen etc.) 5,30 € 
 2.3 Horoskop, Handlesen etc. 7,25 € 
 
 
 
 
 
 

 
 3. Schießhallen, Verlosungen u. Geschick-

lichkeitsspiele   
 3.1 Schießwagen 7,85 € 
 3.2 Automatenausspielungen als selbständiges 

Geschäft 8,00 € 
 3.3 Automatenausspielungen zusätzlich zum Ge-

schäft 100- fache des Einsatzes 
 3.4 Ring-, Dosen- u. Pfeilwerfen, Derbys etc  
   7,85 € 
 3.5 Verlosungen 7,80 € 
 
 4. Kraft-, Spiel- und Unterhaltungsautomaten 
    100-fache des Einsatzes 
 
 5. Verkaufsgeschäfte 
 5.1 Textilien, Leder, Schmuck, Spielwaren etc. 
   6,85 € 
 5.2 Süßwaren, Waffeln, Schmalzkuchen etc.   
   7,00 € 
 5.3 Spezialisten und Marktschreier 6,85 €  
 5.4 Eis, Slush-Eis etc. 7,25 € 
 5.5 Tabakautomaten außerhalb von Restauratio-

nen 50,00 € pauschal 
 5.6 Verschiedene Verkaufsstände, Verkauf allge-

mein 6,85 € 
 5.7 Umherziehende Händler  100,00 € pauschal 
 
 6. Imbiss- und Ausschankbetriebe 
 6.1 Fischimbiss 12,20 € 
 6.2 Sonstiger Imbiss (Gyros, Döner, Pizza, etc.) 
   17,30 € 
 6.3 Bratwurststände und –wagen 19,10 € 
 6.4 Ausschankstände und –wagen 22,80 € 
 6.5 Barwagen (Ausschank mit Sitzgelegenheit) 

umschlossener Raum 11,50 € 
 6.6 Cafewagen und –zelt mit Kuchenverkauf   
   11,45 € 
 6.7 Ausschankzelt mit mehr als 100 qm  4,55 € 
 6.8 Crepes, Reibekuchen oder ähnlicher Imbiss 
   14,00 € 
 
 7. Ausstellungszelt 3,55 € 
 
 8. Stände ohne Direktverkauf 
 Landwirtschaftliche und gewerbliche Ausstellungen 

u. Stände auf dem  1,90 € 
 Marktgelände 
 
 9. Viehmarkt 
 Verkaufswagen- u. stände mit Tieren auf dem 

Viehmarkt 
 unter 10 qm in Anspruch genommene Fläche  
   5,25 € 
  über 10 qm in Anspruch genommene Fläche  
    10,50 € 
 
 10. Bauernmarkt 
 30 % von den in 1. bis 8. aufgeführten üblichen 

Standgebühren (Vorführungen und Ausstellungen, 
die nicht dem Zweck des Verkaufs dienen, sind ge-
bührenfrei) 

 
(2) ........ 
 
(3) ........  
 
(4) ........ 
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(5) Pro Geschäft wird ein Betrag von 6,20 € für die Bewa-
chung des Marktes durch ein Bewachungsunternehmen 
berechnet. 
 
(6) ...... 
 
(7) ...... 
 
II. § 4 (Fälligkeit der Gebühr) 
 
(1)  ................ 
 

Für Gebühren, die bis dahin nicht an die Kreiskasse 
überwiesen wurden und vor Ort auf dem Marktge-
lände kassiert werden müssen, ist zusätzlich eine 
einmalige Aufwands-pauschale von 20,00 € zu zah-
len. 

 
III. In-Kraft-Treten 
 
Die 2. Änderungssatzung zur Gebührensatzung des Krei-
ses Lippe für den Wilbaser Markt tritt  
am 1. April 2011 in Kraft. 
 

Bekanntmachungsverordnung 
Die vorstehende 2.Satzung zur Änderung der Gebüh-
rensatzung des Kreises Lippe für den Wilbaser Markt  vom 
28.03.2011 wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. Gem. 
§5 (6) KrO wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung 
von Verfahrens- und Formvorschriften der Kreisordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen beim Zustandekommen der 
Hauptsatzung für den Kreis Lippe nach Ablauf eines Jahres 
nach der Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht 
werden kann, es sei denn, 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vor-

geschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchge-
führt, 

 
b) die Hauptsatzung für den Kreis Lippe ist nicht ord-

nungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 
 
c) der Landrat den Satzungsbeschluss vorher beanstan-

det oder 
 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber dem 

Kreis vorher gerügt und dabei die verletzte Rechtsvor-
schrift oder die Tatsache bezeichnet worden, die den 
Mangel ergibt. 

 
Detmold, 29.03.2011 
 
 
Heuwinkel 
Landrat 

Kr.Bl. Lippe 26.04.2011 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
135 6. Sitzung des 8. Beirats bei der unteren Land-

schaftsbehörde des Kreises Lippe 
 
Die  6. Sitzung des 8. Beirates bei der unteren Land-
schaftsbehörde des Kreises Lippe 
 
findet am 

Mittwoch, den 18.05.2011, um 15.30 Uhr 
 
im Kreishaus, Felix-Fechenbach-Str. 5, 32756 Detmold, 
 

Sitzungszimmer Kaunas, Raum 404 (Ebene 4) 
 
statt. 
 
Die Tagesordnung wird drei Tage vor dem Sitzungstermin 
am "Schwarzen Brett" im Kreishaus, 
32756 Detmold, Felix-Fechenbach-Str. 5, ausgehängt. 
Detmold, 15.04.2011 
 
Der Vorsitzende des Beirats beim 
Kreis Lippe als untere Landschaftsbehörde 
 
 
Dieter Hagedorn 

Kr.Bl. Lippe 26.04.2011 
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Stadt Bad Salzuflen 
 
136 Bebauungsplan Nr. 0220/I „Krumme Wie-

de/Uferstraße“, Ortsteil Schötmar – Satzungsbe-
schluss und Inkraftreten 

 
Beschluss des Rates der Stadt Bad Salzuflen vom 

13.04.2011 
 

Satzungsbeschluss: 
 

Der Bebauungsplan Nr. 0220/I "Krumme Wei-
de/Uferstraße", Ortsteil Schötmar in der Fassung vom 
26.01.2011 wird gemäß §§ 2 und 10 Baugesetzbuch 
(BauGB) und der §§ 7 und 41 Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) als Satzung 
beschlossen. 
Die zugehörige Begründung in der Fassung vom 
26.01.2011 wird ebenfalls  
beschlossen. 

 
Bekanntmachungsanordnung 

 
Gemäß § 10 Abs. 3 S. 1 BauGB wird der vorstehende Sat-
zungsbeschluss hiermit öffentlich bekannt gemacht.  
 
Lage und Umfang des Bebauungsplanes Nr. 0220/I 
„Krumme Weide/Uferstraße“,  
Ortsteil Schötmar sind aus dem in dieser Bekanntmachung 
abgedruckten Planausschnitt ersichtlich. 
 
Mit dieser Bekanntmachung tritt der Bebauungsplan Nr. 
0220/I „Krumme Weide/Uferstraße“, Ortsteil Schötmar in 
Kraft. 
 
Der Bebauungsplan Nr. 0220/I „Krumme Weide / Uferstra-
ße“, Ortsteil Schötmar wird mit der Begründung gemäß 
§ 10 Abs. 3 S. 2 BauGB im Fachdienst Stadtplanung und 
Umwelt im Rathaus der Stadt Bad Salzuflen, Rudolph-
Brandes-Allee 19, 6. Obergeschoss, Zimmer 6.2, wäh-
rend der allgemeinen Dienststunden auf Dauer zu jeder-
manns Einsicht bereitgehalten. Über den Inhalt wird auf 
Verlangen Auskunft gegeben. 
 

Hinweise 
 

1. Es wird darauf hingewiesen, dass gemäß § 215 
BauGB 

 
a) eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 BauGB 

beachtliche Verletzung der dort bezeichneten 
Verfahrens- und Formvorschriften, 
 

b) eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 
BauGB beachtliche Verletzung der Vorschriften 
über das Verhältnis des Bebauungsplanes und 
des Flächennutzungsplanes und 
 

c) nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB beachtliche 
Mängel des Abwägungsvorganges,  

 
 
 
 
 
 
 

 
unbeachtlich werden, wenn sie nicht innerhalb eines 
Jahres seit der Bekanntmachung der Satzung schrift-
lich gegenüber der Stadt Bad Salzuflen geltend ge-
macht worden sind. Der Sachverhalt, der die Verlet-
zung begründen soll, ist darzulegen. Satz 1 gilt ent-
sprechend, wenn Fehler nach § 214 Abs. 2a BauGB 
beachtlich sind.  
 

2. Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 so-
wie Abs. 4 BauGB wird hingewiesen. Danach erlö-
schen Entschädigungsansprüche für nach 
§§ 39 bis 42 BauGB eingetretene Vermögensnachtei-
le, wenn nicht innerhalb von drei Jahren nach Ablauf 
des Kalenderjahres, in dem die Vermögensnachteile 
eingetreten sind, die Fälligkeit des Anspruchs herbei-
geführt wird. Der Entschädigungsberechtigte kann die 
Fälligkeit des Anspruchs dadurch herbeiführen, dass 
er die Entschädigung schriftlich bei der Stadt Bad 
Salzuflen beantragt. 

 
3. Gemäß § 7 Abs. 6 GO NRW kann die Verletzung von 

Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeord-
nung gegen eine Satzung nach Ablauf eines Jahres 
seit ihrer Bekanntmachung nicht mehr geltend ge-
macht werden, es sei denn, 

 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder 

ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde 
nicht durchgeführt,  

 
b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich 

bekanntgemacht worden, 
 
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher 

beanstandet oder 
 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber 

der Stadt Bad Salzuflen vorher gerügt und dabei 
die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache 
bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 

 
Stadt Bad Salzuflen, den 15.04.2011 
Der Bürgermeister 
 
 
Dr. Honsdorf 

Kr.Bl. Lippe 26.04.2011 
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Stadt Blomberg 
 
137 Ordnungsbehördliche Verordnung über das 

Offenhalten von Verkaufsstellen in der Stadt 
Blomberg vom 07.April 2011 

 
Auf Grund des § 6 des Gesetzes zur Regelung der Laden-
öffnungszeiten (LÖG NRW) vom 16. November 2006 
(GVBl. NRW S. 516), des § 1 der Verordnung zur Rege-
lung von Zuständigkeiten auf den Gebieten des Arbeits- 
und technischen Gefahren-Schutzes (ZustVO ArbtG) vom 
14. Juni 1994 (GVBl. NRW. S 360) und der §§ 25 ff. des 
Ordnungsbehördengesetzes (OBG NRW) vom 13. Mai 
1980 (GVBl. NRW S. 528/SGV NRW 2060), jeweils in der 
zurzeit geltenden Fassung, wird auf Grund des Ratsbe-
schlusses vom 6. April 2011 für die Stadt Blomberg verord-
net: 
 

§ 1 
Verkaufsstellen in der Kernstadt Blomberg dürfen im Jahr 
2011 
 

� am 15. Mai  
� am 9. Oktober  
� am 27. November  

 
jeweils von 13.00 bis 18.00 Uhr geöffnet sein.  
 

§ 2 
(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig 
im Rahmen des § 1 Verkaufsstellen außerhalb der zuge-
lassenen Geschäftszeiten offen hält.  
 
(2) Die Ordnungswidrigkeit kann nach § 24 des Gesetzes 
über den Ladenschluss mit einer Geldbuße bis zu fünfhun-
dert Euro geahndet werden. 
 

§ 3 
Diese Verordnung tritt eine Woche nach ihrer Verkündung 
im Kreisblatt (Amtsblatt des Kreises Lippe und seiner  
Städte und Gemeinden) in Kraft. 
 
Blomberg, den 7. April 2011 
 
Stadt Blomberg als örtliche Ordnungsbehörde 
 
 
Geise 
Bürgermeister 

Kr.Bl. Lippe 26.04.2011 
 
 
 
138 Erhaltungssatzung nach §172 Absatz 1 Satz 1 

Nr. 1 BauGB für die Innenstadt von Blomberg 
 
Der Rat der Stadt Blomberg hat in seiner Sitzung am 6. Ap-
ril 2011 gem. §§ 7 und 41 der Gemeindeordnung für das 
Land Nordrhein-Westfalen (GO NW) in der zur Zeit gültigen 
Fassung in Verbindung mit § 171 Abs. 1 Nr. 1 Baugesetz-
buch (BauGB) in der z.Zt. gültigen Fassung eine Erhal-
tungssatzung für die Innenstadt von Blomberg beschlos-
sen. 
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Präambel 

Das heutige Stadtbild Blombergs lässt drei Stadträume er-
kennen: Den dichten, mittelalterlich strukturierten Kernbe-
reich der Altstadt, den angrenzenden schmalen Korridor 
hinter der ehemaligen östlichen Stadtmauer mit einzelnen 
großformatigen Einbauten und markanten Freiflächen so-
wie die aufgelockerten Stadterweiterungsflächen am östli-
chen Innenstadtrand. Insgesamt besitzt die Innenstadt eine 
relativ homogene Bebauungsstruktur. Insbesondere die 
Maßstäblichkeit der Bebauung sowie die räumlich deutlich 
voneinander getrennten und damit unterscheidbaren Stadt-
räume führen zu einem harmonischen Gesamtbild. Prä-
gende Bauten im Stadtbild sind hierbei neben den charak-
teristischen Fachwerkgebäuden die städtebaulichen Domi-
nanten 
 
Im Laufe der vergangenen Jahre sind beginnende Schwä-
chen (Gebäudeleerstände, Einzelhandelsbesatz, nachlas-
sende städtebauliche gestalt) festzustellen. Mit Hilfe der 
Gestaltungssatzung kann erreicht werden, das historische 
Stadtbild aufzuwerten und die Aufenthaltsqualität des öf-
fentlichen Raumes zu steigern. 
 

§ 1 Räumlicher Geltungsbereich 
Der Geltungsbereich wird wie folgt begrenzt: 
 
Im Norden durch die bebauten Flurstücke der Neuen Tor-
straße einschließlich der Gartenparzellen sowie die 
Grundstücke Wesselweg 1-3 und Barntruper Straße 1, 5 
und 7/7a. 
 
Im Osten durch die B 1 (Barntruper Straße/Hohenrenner 
Weg/Lehmbrink), im Südwesten unter Einbeziehung der 
Parzelle 885. 
 
Im Süden durch die ehemalige Straßenparzelle der B 1, 
weiter entlang der Schiederstraße bis zur Einmündung 
Neuer Weg, dann dem Verlauf der Diestel folgend. 
 
Im Westen durch die Diestel, im weiteren Verlauf in nördli-
cher Richtung durch den Fuße des Weinberges und im 
nordwestlichen Bereich durch die Holstenhöfener Straße. 
 
Der Übersichtsplan mit der zeichnerischen Darstellung des 
Geltungsbereiches ist Bestandteil dieser Satzung. 
 

§ 2 Satzungsziel 
Die Satzung dient der Erhaltung der städtebaulichen Ei-
genart des historischen Stadtkerns und der angrenzenden 
Erweiterungsflächen. Sie soll eine funktionale und städte-
bauliche Auffrischung der Innenstadt einschließlich ihrer 
Frei- und Verkehrsflächen unterstützen. 
 
§ 3 Genehmigungspflicht, sachlicher Geltungsbereich 
Aufgrund dieser Satzung bedürfen gemäß § 172 Abs. 1 
Satz 1 und 2 BauGB der Rückbau, die Änderung, die Nut-
zungsänderung sowie die Errichtung baulicher Anlagen in-
nerhalb des in § 1 bezeichneten räumlichen Geltungsberei-
ches der Genehmigung.  
 
Die Genehmigung für die Errichtung den Rückbau oder die 
Änderung baulicher Anlagen im Geltungsbereich dieser 
Satzung darf nur versagt werden, wenn die städtebauliche 
Gestalt des Gebietes durch die beabsichtigte Maßnahme 
beeinträchtigt wird. 
 
Die Satzung gilt unbeschadet von Bebauungsplänen und 
der Gestaltungssatzung der Stadt Blomberg. 

 
§ 4 Ordnungswidrigkeiten 

Ordnungswidrig im Sinne des § 213 Abs. 1 Nr. 4 BauGB 
handelt, wer eine bauliche Anlage im Geltungsbereich die-
ser Satzung ohne Genehmigung rückbaut oder ändert. 
 

§ 5 Inkrafttreten 
Der Satzungsbeschluss des Rates der Stadt Blomberg so-
wie Ort und Zeit der Auslegung werden hiermit öffentlich 
bekannt gemacht. 
 
Diese Satzung tritt am Tag  nach ihrer Bekanntmachung in 
Kraft. 
 
Die Satzung liegt im Fachbereich 60 – Bauen und Stadt-
entwicklung – der Stadt Blomberg, Marktplatz 2, I. Oberge-
schoss, 32825 Blomberg, vom Tage dieser Bekanntma-
chung an während der Dienststunden zu jedermanns Ein-
sicht aus. Jedermann kann Auskunft über den Inhalt der 
Satzung verlangen. 
 

Hinweise 
1. Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung der 

in § 214 Abs.1 Satz 1 bis 3 des Baugesetzbuches be-
zeichneten Verfahrens- und Formvorschriften unbe-
achtlich ist, wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit 
dieser Bekanntmachung gegenüber der Gemeinde 
schriftlich geltend gemacht worden ist. 
 
Mängel der Abwägung sind gemäß § 215 Abs.1 Nr.3 
Baugesetzbuch ebenfalls unbeachtlich, wenn sie nicht 
innerhalb eines Jahres seit dieser Bekanntmachung 
gegenüber der Gemeinde geltend gemacht worden 
sind. Der Sachverhalt, der die Verletzung von Verfah-
rens- und Formvorschriften begründen soll, ist darzu-
legen. 
 

2. Eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften 
der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen (GO NW) beim Zustandekommen dieser 
Satzung kann gemäß § 7 Abs. 6 GO NW nach Ablauf 
eines Jahres seit dieser Bekanntmachung nicht mehr 
geltend gemacht werden, es sei denn 

 
a. eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein 

vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 
durchgeführt, 

 
b. die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich 

bekannt gemacht worden, 
 

c. der Bürgermeister hat den Satzungsbeschluss 
vorher beanstandet oder 
 

d. der Form- und Verfahrensfehler ist gegenüber der 
Stadt Blomberg vorher gerügt und dabei die ver-
letzte Rechtsvorschrift und Tatsache bezeichnet 
worden, die den Mangel ergibt. 

 
Blomberg, den 11. April 2011 
 
 
Geise 

Kr.Bl. Lippe 26.04.2011 
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Stadt Detmold 
 
139 3. Änderungssatzung zur Hundesteuersatzung 

der Stadt Detmold vom 30.10.2000 vom 
07.04.2011 

 
Aufgrund des § 7 der Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 14. Juli 1994 (GV NRW S. 666/SGV NRW 2023) und 
der §§ 3 und 20 Abs. 2 des Kommunalabgabengesetzes 
für das Land Nordhein-Westfalen (KAG) vom 21. Oktober 
1969 (GV NRW S. 712/SGV. NRW. 610) in den jeweiligen 
gültigen Fassungen hat der Rat der Stadt Detmold in seiner 
Sitzung am 31.03.2011 folgende Änderungssatzung  
beschlossen: 
 

§ 1 
Bei der Rasseliste in § 2 Abs. 2 ist die Rasse „Alano“  
(Nr. 5.) zu streichen. 
Die folgenden Rassen rücken dann jeweils eine Stelle wie 
folgt nach oben: 
 
 „1. Pitbull Terrier 
 2. American Staffordshire Terrier  
 3. Staffordshire Bullterrier 
 4. Bullterrier 
 5. American Bulldog 
 6. Bullmastiff 
 7. Mastiff 
 8. Mastino Espanol 
 9. Mastino Napoletano  
 10. Fila Brasileiro 
 11. Dogo Argentino 
 12. Rottweiler 
 13. Tosa Inu “ 
 

§ 2 
Der § 3 wird um den Absatz 5 erweitert: 
„(5) Für nicht unter § 2 Abs. 2 fallende Hunde wird auf An-

trag Steuerbefreiung gewährt, die der Halter, der nicht 
Vorbesitzer des Hundes sein darf, aus dem Lippischen 
Tierheim Detmold „Tierschutz der Tat“ e.V. übernimmt. 
Voraussetzung ist, dass der Hund in Detmold gehalten 
bzw. gefunden wurde und sich mehr als 2 Monate in 
dem Tierheim aufgehalten hat. Die Steuerbefreiung 
wird befristet für 12 Monate erteilt und beginnt mit dem 
Ersten des Monats, in dem der Hund aus dem Tier-
heim übernommen worden ist. Für Hunde, die länger 
als 1 Jahr in der Einrichtung waren sowie für behinder-
te Hunde, wird Steuerbefreiung für 24 Monate ge-
währt. Für Hunde nach § 2 Abs. 2 gilt nur die befristete 
Steuerbefreiung nach den Sätzen 3 und 4, wenn zu-
sätzlich der gem. § 4 Abs. 5 erforderliche Nachweis 
erbracht wird.“ 

 
§ 3 

Die Änderungssatzung tritt am 01. Mai  2011 in Kraft. 
--- 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Bekanntmachungsanordnung 

Die vorstehende Satzung wird hiermit öffentlich bekannt 
gemacht. 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Ver-
fahrens- und Formvorschriften der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) beim Zustande-
kommen dieser Satzung nach Ablauf eines Jahres seit die-
ser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden 
kann, es sei denn, 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vor-

geschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchge-
führt, 

b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich be-
kannt gemacht worden, 

c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher bean-
standet oder  

d) der Form- und Verfahrensmangel ist gegenüber der 
Stadt vorher gerügt und dabei die verletzte Rechtsvor-
schrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den 
Mangel ergibt. 

 
Detmold, den 07.04.2011 
Der Bürgermeister 
 
 
Heller 

Kr.Bl. Lippe 26.04.2011 
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Gemeinde Extertal 
 
140 Hinweis auf die Veröffentlichung der öffent-

lich-rechtlichen Vereinbarung zwischen der 
Gemeinde Dörentrup und der Gemeinde Exter-
tal 

 
Die Gemeinde Dörentrup und die Gemeinde Extertal haben 
eine öffentlich-rechtliche Vereinbarung über die kooperati-
ve Wahrnehmung von Rufbereitschaften durch die örtlichen 
Ordnungsbehörden geschlossen. 
 
Der Kreis Lippe hat die öffentlich-rechtliche Vereinbarung 
am 28.03.2011 nach § 24 Abs. 2 des Gesetzes über Kom-
munale Gemeinschaftsarbeit (GkG) aufsichtsbehördlich 
genehmigt und die Genehmigung am 11.04.2011 im Kreis-
blatt - Amtsblatt des Kreises Lippe und seiner Städte und 
Gemeinden – veröffentlicht.  
 
Nach § 24 Abs. 3 GkG wird hiermit auf die Veröffentlichung 
des Kreises Lippe hingewiesen. 
 
Extertal, d. 12.04.2011 
 
Gemeinde Extertal 
Der Bürgermeister 
 
 
(Hans Hoppenberg) 
Bürgermeister 

Kr.Bl. Lippe 26.04.2011 
 
 
 
141 Ersatzbestimmung eines Vertreters für den Rat 

der Gemeinde Extertal gemäß § 45 des Kom-
munalwahlgesetzes 

 
Herr Reinhold Stock hat sein Mandat im Rat der Gemeinde 
Extertal mit Wirkung zum 04.04.2011 niedergelegt. 
 
Auf der Reserveliste der Christlich Demokratischen Union 
Deutschlands (CDU) ist Herr Jürgen Schütte als nächster 
Ersatzbewerber bestimmt. Herr Schütte ist nicht mehr Mit-
glied in der CDU und kann daher das Mandat im Rat der 
Gemeinde Extertal nicht ausüben. 
 
Gemäß § 45 des Kommunalwahlgesetzes NRW in der zur-
zeit geltenden Fassung stelle ich fest, dass Herr Gert Graf 
als nächster Bewerber auf der Reserveliste der Christlich 
Demokratischen Union Deutschlands (CDU) in den Rat der 
Gemeinde Extertal nachrückt. 
 
Gegen diese Feststellung kann innerhalb eines Monats 
nach Bekanntgabe Einspruch erhoben werden. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Der Einspruch ist beim Wahlleiter der Gemeinde Extertal 
schriftlich oder zur Niederschrift zu erklären. 
 
Extertal, 08.04.2011 
 
Gemeinde Extertal 
Der Wahlleiter 
 
 
gez. Kortemeier 

Kr.Bl. Lippe 26.04.2011 
 
 
 
142 Feststellung der Wertermittlungsergebnisse in 

der Flurbereinigung Aerzen 
 
In dem Flurbereinigungsverfahren Aerzen, Landkreis Ha-
meln-Pyrmont 372, werden hiermit die Ergebnisse der 
Wertermittlung gemäß § 32 des Flurbereinigungsgesetzes 
(FlurbG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 16. 
März 1976 (BGBl. I S. 546), zuletzt geändert durch Artikel 
17 des Gesetzes vom 19. Dezember 2008 (BGBl. I S. 
2794) festgestellt.  
Aufgrund von Einwendungen und Fehlerberichtigungen 
nach der Auslegung der Wertermittlungskarten wurde das 
Wertermittlungsergebnis bei den nachfolgend aufgeführten 
Flurstücken geändert: 
 

Landkreis Gemeinde 
Gemar-
kung 

Flur Flurstücke 

Hameln-
Pyrmont 

Flecken 
Aerzen 

Aerzen 6 43/2, 43/3 

Hameln-
Pyrmont 

Flecken 
Aerzen 

Aerzen 7 20/23 

Hameln-
Pyrmont 

Flecken 
Aerzen 

Aerzen 8 
28/2, 35/1, 
179/1 

Hameln-
Pyrmont 

Flecken 
Aerzen 

Reher 5 21, 46, 47 

 
Gemäß § 32 FlurbG werden die Ergebnisse der Wertermitt-
lung hiermit als verbindlich für das weitere Flurbereini-
gungsverfahren festgestellt. Die Änderungen sind aus den 
Wertermittlungskarten ersichtlich. 
Der Wertermittlungsrahmen und die Wertermittlungskarten 
können ab dem ersten Tag der öffentlichen Bekanntma-
chung im Amt für Landentwicklung Hannover, Zimmer 
2248, Constantinstraße 40, 30177 Hannover während der 
Dienststunden eingesehen werden. Um telefonische Ter-
minvereinbarung unter 0511/30245-283 oder -286 wird ge-
beten. 
 
Begründung 
Die Wertermittlung ist unter der Leitung des Amtes für 
Landentwicklung vorgenommen worden. Die Ergebnisse 
der Wertermittlung haben zur Einsichtnahme für die Betei-
ligten ausgelegen und sind ihnen im Anhörungstermin am 
04.03.2011 erläutert worden. Die vorgebrachten Einwen-
dungen wurden überprüft. Die erforderlichen Änderungen 
wurden vorgenommen und in die Wertermittlungskarten 
übernommen. Die Voraussetzungen für die Feststellung 
der Wertermittlungsergebnisse sind damit erfüllt. 
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Rechtsbehelfsbelehrung 
Gegen diesen Verwaltungsakt kann innerhalb eines Mo-
nats nach Bekanntgabe beim Landesamt für Geoinformati-
on und Landentwicklung Niedersachsen - LGLN -, Pod-
bielskistraße 331, 30659 Hannover oder bei der Regional-
direktion Hannover des LGLN, Constantinstraße 40, 30177 
Hannover schriftlich oder zur Niederschrift Widerspruch er-
hoben werden. 
 
Landesamt für Geoinformation und Landentwicklung Nie-
dersachsen - Regionaldirektion Hannover 
Amt für Landentwicklung Hannover 
Az.: Herten - 611 Aerzen 
 05/1 - 9/11 
 
 
Herten 

Kr.Bl. Lippe 26.04.2011 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

Stadt Horn – Bad Meinberg 
 
143 6. Änderung (beschleunigt) des Bebauungspla-

nes H 9 “Paschenburg“ im Stt. Horn 
 hier: Öffentliche Auslegung 
 
Für das o.g. Bauleitplanverfahren findet vom  
 

03. Mai bis einschließlich 03. Juni 2011 
 
die öffentliche Auslegung gem. § 3 (2) BauGB statt. Dies 
wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
Die öffentliche Auslegung findet beim Fachbereich Stadt-
entwicklung, Bauen und Liegenschaften der Stadt Horn-
Bad Meinberg (Marktplatz 2, 2. Obergeschoss, Flur) zu fol-
genden Zeiten statt: Montags bis donnerstags zwischen 
8:00 Uhr und 16:00 Uhr, bzw. mittwochs schon ab 7:30 Uhr 
und donnerstags bis 17:30 Uhr, sowie freitags zwischen 
8:00 Uhr und 12:00 Uhr. Zu weiteren Zeiten nach Rück-
sprache unter Tel. 05234-201-271. 
 
Der genannte Ort der öffentlichen Auslegung im 2. OG ist 
nicht barrierefrei zu erreichen. Für Personen, für die dies 
ein unüberwindbares Hindernis darstellt, wird die Beteili-
gung in einem barrierefrei zugänglichen Raum durchge-
führt. Dazu wird um vorherige Terminabsprache unter Tel. 
05234-201-271 oder -272 gebeten. 
 
Während der öffentlichen Auslegung kann sich die Öffent-
lichkeit über den Bebauungsplan informieren. Während der 
Auslegungsfrist können von jedermann Äußerungen und 
Stellungnahmen zu dem Entwurf schriftlich an die Stadt 
Horn-Bad Meinberg oder zur Niederschrift beim Fachbe-
reich Stadtentwicklung, Bauen und Liegenschaften (Markt-
platz 2, Zimmer 23, 24) vorgebracht werden. Stellungnah-
men, die im Verfahren der Öffentlichkeitsbeteiligung nicht 
rechtzeitig abgegeben worden sind, können bei der Be-
schlussfassung über den Bebauungsplan unberücksichtigt 
bleiben, sofern die Stadt deren Inhalt nicht kannte und nicht 
hätte kennen müssen und deren Inhalt für die Rechtmäßig-
keit des Bebauungsplans nicht von Bedeutung ist  
(gem. § 4a (6) BauGB). 
 
Derzeit liegen keine relevanten umweltbezogenen Informa-
tionen und Unterlagen vor, die mit ausgelegt werden könn-
ten. Der Bebauungsplan wird im beschleunigten Verfahren 
nach § 13a BauGB ohne Durchführung einer Umweltprü-
fung nach § 2 (4) BauGB aufgestellt. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass gem. § 47 Abs. 2a der 
Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) ein Antrag auf Nor-
menkontrolle unzulässig ist, wenn die den Antrag stellende 
Person nur Einwendungen geltend macht, die sie im Rah-
men der öffentlichen Auslegung nicht oder verspätet gel-
tend gemacht hat, aber hätte geltend machen können. 
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Lage und Umfang des Plangebietes sind aus dem dieser 
Bekanntmachung beigefügten Übersichtsplan ersichtlich. 
Für die genaue Abgrenzung des Plangebietes ist die 
Grenzziehung in der zeichnerischen Darstellung verbind-
lich. 
 
Horn-Bad Meinberg, den 11.04.2011 
 
 
gez. 
Block 
Bürgermeister 

Kr.Bl. Lippe 26.04.2011 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
144 32. Änderung des Flächennutzungsplanes der 

Stadt Horn – Bad Meinberg und Bebauungsplan 
He1 „Solarkraftwerk Große Laue“ im Stt. 
Heesten 

 hier: Öffentliche Auslegung gem. § 3 (2) BauGB 
 
Für die 32. Änderung des Flächennutzungsplanes und den 
Bebauungsplan He 1 „Solarkraftwerk Große Laue“ im Stt. 
Heesten findet vom  
 

03. Mai bis einschließlich 03. Juni 2011 
 
die öffentliche Auslegung gem. § 3 (2) BauGB statt. Dies 
wird hiermit bekannt gemacht. 
Die öffentliche Auslegung findet beim Fachbereich Stadt-
entwicklung, Bauen und Liegenschaften der Stadt Horn-
Bad Meinberg (Marktplatz 2, 2. Obergeschoss, Flur) zu fol-
genden Zeiten statt: Montags bis donnerstags zwischen 
8:00 Uhr und 16:00 Uhr, bzw. mittwochs schon ab 7:30 Uhr 
und donnerstags bis 17:30 Uhr, sowie freitags zwischen 
8:00 Uhr und 12:00 Uhr. Zu weiteren Zeiten nach Rück-
sprache unter Tel. 05234-201-271. 
 
Der genannte Ort der öffentlichen Auslegung im 2. OG ist 
nicht barrierefrei zu erreichen. Für Personen, für die dies 
ein unüberwindbares Hindernis darstellt, wird die Beteili-
gung in einem barrierefrei zugänglichen Raum durchge-
führt. Dazu wird um vorherige Terminabsprache unter Tel. 
05234-201-271 gebeten. 
 
Während der öffentlichen Auslegung kann sich die Öffent-
lichkeit über den Bebauungsplan informieren. Während der 
Auslegungsfrist können von jedermann Äußerungen und 
Stellungnahmen zu dem Entwurf schriftlich an die Stadt 
Horn-Bad Meinberg oder zur Niederschrift beim Fachbe-
reich Stadtentwicklung, Bauen und Liegenschaften (Markt-
platz 2, Zimmer 24) vorgebracht werden. Stellungnahmen, 
die im Verfahren der Öffentlichkeitsbeteiligung nicht recht-
zeitig abgegeben worden sind, können bei der Beschluss-
fassung über den Bebauungsplan unberücksichtigt bleiben, 
sofern die Stadt deren Inhalt nicht kannte und nicht hätte 
kennen müssen und deren Inhalt für die Rechtmäßigkeit 
des Bebauungsplans nicht von Bedeutung ist (gem. 
§ 4a (6) BauGB). 
 
Neben den Entwürfen der Planzeichnungen und Begrün-
dungen liegen als relevante umweltbezogene Informatio-
nen und Unterlagen ein Umweltbericht und eine Arten-
schutzprüfung sowie Stellungnahmen aus der frühzeitigen 
Behördenbeteiligung vor. Diese Unterlagen werden mit 
ausgelegt.  
 
Es wird darauf hingewiesen, dass gem. § 47 Abs. 2a der 
Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) ein Antrag auf Nor-
menkontrolle unzulässig ist, wenn die den Antrag stellende 
Person nur Einwendungen geltend macht, die sie im Rah-
men der öffentlichen Auslegung nicht oder verspätet gel-
tend gemacht hat, aber hätte geltend machen können. 
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Lage und Umfang des Plangebietes sind aus dem beige-
fügten Übersichtsplan ersichtlich. Für die genaue Abgren-
zung des Plangebietes ist die Grenzziehung in der zeichne-
rischen Darstellung verbindlich.  
 
Horn-Bad Meinberg, den 26.04.2011 
 
 
gez. 
Block 
Bürgermeister 

Kr.Bl. Lippe 26.04.2011 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
145 Bebauungsplan Sm 1 „Solarkraftwerk am  
 Eickernberg“ Stt. Schmedissen 

hier: Öffentliche Auslegung 
 
Für das o.g. Bauleitplanverfahren findet vom  
 

03. Mai bis einschließlich 03. Juni 2011 
 
die öffentliche Auslegung gem. § 3 (2) BauGB statt. Dies 
wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
Die öffentliche Auslegung findet beim Fachbereich Stadt-
entwicklung, Bauen und Liegenschaften der Stadt Horn-
Bad Meinberg (Marktplatz 2, 2. Obergeschoss, Flur) zu fol-
genden Zeiten statt: Montags bis donnerstags zwischen 
8:00 Uhr und 16:00 Uhr, bzw. mittwochs schon ab 7:30 Uhr 
und donnerstags bis 17:30 Uhr, sowie freitags zwischen 
8:00 Uhr und 12:00 Uhr. Zu weiteren Zeiten nach Rück-
sprache unter Tel. 05234-201-271. 
 
Der genannte Ort der öffentlichen Auslegung im 2. OG ist 
nicht barrierefrei zu erreichen. Für Personen, für die dies 
ein unüberwindbares Hindernis darstellt, wird die Beteili-
gung in einem barrierefrei zugänglichen Raum durchge-
führt. Dazu wird um vorherige Terminabsprache unter Tel. 
05234-201-271 oder -272 gebeten. 
 
Während der öffentlichen Auslegung kann sich die Öffent-
lichkeit über den Bebauungsplan informieren. Während der 
Auslegungsfrist können von jedermann Äußerungen und 
Stellungnahmen zu dem Entwurf schriftlich an die Stadt 
Horn-Bad Meinberg oder zur Niederschrift beim Fachbe-
reich Stadtentwicklung, Bauen und Liegenschaften (Markt-
platz 2, Zimmer 23, 24) vorgebracht werden. Stellungnah-
men, die im Verfahren der Öffentlichkeitsbeteiligung nicht 
rechtzeitig abgegeben worden sind, können bei der Be-
schlussfassung über den Bebauungsplan unberücksichtigt 
bleiben, sofern die Stadt deren Inhalt nicht kannte und nicht 
hätte kennen müssen und deren Inhalt für die Rechtmäßig-
keit des Bebauungsplans nicht von Bedeutung ist (gem. 
§ 4a (6) BauGB). 
 
Die zum Zeitpunkt der öffentlichen Auslegung vorliegenden 
umweltbezogenen Informationen und Unterlagen werden 
mit ausgelegt. Der Bebauungsplan wird im beschleunigten 
Verfahren nach § 13a BauGB ohne Durchführung einer 
Umweltprüfung nach § 2 (4) BauGB aufgestellt. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass gem. § 47 Abs. 2a der 
Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) ein Antrag auf Nor-
menkontrolle unzulässig ist, wenn die den Antrag stellende 
Person nur Einwendungen geltend macht, die sie im Rah-
men der öffentlichen Auslegung nicht oder verspätet gel-
tend gemacht hat, aber hätte geltend machen können. 
 
Lage und Umfang des Plangebietes sind aus dem dieser 
Bekanntmachung beigefügten Übersichtsplan ersichtlich. 
Für die genaue Abgrenzung des Plangebietes ist die 
Grenzziehung in der zeichnerischen Darstellung verbind-
lich. 
 
Horn-Bad Meinberg, den 26.04.2011 
 
 
gez. 
Block 
Bürgermeister 

Kr.Bl. Lippe 26.04.2011 
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Stadt Lage 
 
146 Satzung zur Abänderung der Fristen bei der 

Dichtheitsprüfung von privaten Abwasserlei-
tungen gemäß § 61a Abs. 3 bis 7 LWG NRW im 
Bereich des Einzugsgebietes Pumpwerk Hei-
den und Heßloh der Stadt Lage vom 14.04.2011 

 
Aufgrund von § 7 Abs. 1 der Gemeindeordnung für das 
Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 14.07.1994 (GV NRW. 1994, S. 666), zuletzt 
geändert durch Art. 4 des Gesetzes vom 17.12.2009 (GV 
NRW. 2009, S. 950), der §§ 60,61 des Wasserhaushalts-
gesetzes des Bundes (WHG) in der Fassung der Bekannt-
machung vom 31.07.2009 (BGBI. I 2009, S.2585ff.) und 
des § 61a Abs. 3 bis Abs. 7 des Landeswassergesetzes 
Nordrhein-Westfalen (LWG NRW) in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 25.06.1995 (GV NW. 1995, S. 926), 
zuletzt geändert durch Art. 3 des Gesetzes vom 
16.03.2010 (GV NRW. 2010, S. 185ff), hat der Rat der 
Stadt Lage in der Sitzung am 14.04.2011 folgende Satzung 
beschlossen: 

 
§ 1 (Regelungsgegenstand): 

 
Die Gemeinde soll nach § 61 a Abs. 5 Satz 1 Nr.1 LWG 
NRW durch Satzung abweichende Zeiträume für die erst-
malige Prüfung nach § 61 a Abs. 4 Absatz 4 LWG NRW 
festlegen, wenn Sanierungsmaßnahmen an öffentlichen 
Abwasseranlagen in dem Abwasserbeseitigungskonzept 
nach § 53 Abs. 1a oder in einem gesonderten Kanalsanie-
rungs- oder Fremdwassersanierungskonzept festgelegt 
sind.  
 
Die Stadt Lage führt zur Sicherstellung der ordnungsge-
mäßen Abwasserbeseitigung umfangreiche Kanalsanie-
rungs- und erneuerungsmaßnahmen im Bereich der öffent-
lichen Abwasseranlage durch. Diese Sanierungsmaßnah-
men sind  
 
- im Fremdwassersanierungskonzept „Bereich Ein-
zugsgebiet Pumpwerk Heiden, OT Heiden und Heßloh“ 
 
der Stadt Lage festgelegt. Vor diesem Hintergrund wird die 
Frist zur Dichtheitsprüfung bei bestehenden Abwasserlei-
tungen nach § 61 a Abs. 3 LWG NRW (31.12.2015) mit 
dieser Satzung für die in § 2 genannten Grundstücke ver-
kürzt. 
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§ 2 (Geltungsbereich): 

 
(1) Der räumliche Geltungsbereich dieser Satzung um-
fasst alle Grundstücke, die in den folgenden Straßen bzw. 
Straßenabschnitten liegen und an die öffentliche Abwas-
seranlage angeschlossen sind: 

 
Am Hang 2 
An der Reihe 1, 2, 3, 4, 5, 6, 7 
Birkenkampweg 53, 69, 79, 85, 106, 112, 116  
Brunnenstraße  1, 3, 5, 7, 8, 9, 11, 13, 14, 15b, 

17, 18, 19, 21, 23, 38, 40, 48, 52, 
54, 56, 58 

Clausewitzstraße 1 
Frankenstraße 28, 31, 32, 33, 36 
Großer Kamp 3, 5, 7, 8, 13, 14, 15, 16 – 18, 19, 

20, 21 
Hauptstraße 3, 4, 5, 6, 6a, 7, 8, 13, 14, 19, 20, 

22, 30 
Heidensche Straße 219, 248, 252, 254, 256, 258, 260, 

262, 264, 266, 272, 274, 291, 292, 
294, 304, 306, 310, 312 

Heideweg 47, 68, 69, 86, 90, 92, 94, 96, 100, 
100a, 104, 104a, 106, 110, 120, 
121, 128, 146, 147, 148, 149, 151, 
152, 153, 154, 155, 156, 158, 160, 
162, 164, 170, 172, 174, 178, 180, 
182, 184  

Heßloher Straße 1, 1a, 1b, 3, 4, 4a, 6, 6a, 6b, 6c, 8, 
8a, 8b, 8d, 8e, 42, 53, 57, 62, 64, 
76, 80, 139, 169, 169a  

Hörstmarscher Weg 1, 5, 9, 29, 42, 52, 58, 60, 66 
Kassebrede 1, 3, 5, 6, 7, 9, 10, 11, 12, 13, 14, 

15, 16, 17, 18, 19, 20, 21, 22, 23, 
24, 25, 26, 27, 30, 31, 32, 33, 34, 
35, 36, 37, 38, 39, 42, 43, 44, 45, 
46, 47, 48, 49, 51, 54, 61, 65  

Kleinenheide   16, 20, 24, 26, 28, 33, 35, 37, 
39, 41, 53 

Lützowstraße 20, 22, 23, 24 
Marktstraße 1, 2, 4, 21, 27, 30 
Niedernkamp 39 
Papendiek 2 
Trophagener Straße 1, 7, 9, 11, 44, 46 
Twellenkampsweg 4, 7, 12, 16, 28 
 
(2) Der durch den Grundstückseigentümer zu prüfende 
Bereich umfasst gemäß § 61 a Abs. 3 LWG NRW die auf 
seinem Grundstück im Erdreich oder unzugänglich verleg-
ten Abwasserleitungen zum Sammeln oder Fortleiten von 
Schmutzwasser oder mit diesem vermischten Nieder-
schlagswasser. Die Satzung gilt auch für Abwasserleitun-
gen, die Schmutzwasser einer Kleinkläranlage oder ab-
flusslosen Grube zuführen. Geprüft werden müssen durch 
den Grundstückseigentümer alle Bestandteile der privaten 
Abwasserleitung einschließlich verzweigter Leitungen unter 
der Keller-Bodenplatte sowie Einsteigeschächte oder In-
spektionsöffnungen, die in den Leitungsverlauf eingebaut 
sind. Ausgenommen sind Abwasserleitungen zur getrenn-
ten Beseitigung von Niederschlagswasser und Leitungen, 
die in dichten Schutzrohren so verlegt sind, dass austre-
tendes Abwassers aufgefangen und erkannt wird.  
 
 
 
 
 
 

 
(3) Führen zu prüfende Abwasserleitungen auch über 
fremde Grundstücke, so ist derjenige zur Dichtheitsprüfung 
auf dem fremden Grundstück  verpflichtet, dessen Abwas-
ser durchgeleitet wird. Eigentümer anderer Grundstücke, in 
denen diese Leitungen verlaufen, haben die Prüfung der 
Dichtheit und damit einhergehende Maßnahmen zu dulden 
(§ 61 a Abs. 3 Satz 2 LWG NRW). 
 
§ 3 (Durchführung der und Frist für die Dichtheitsprü-

fung): 
 

(1) Die erstmalige Dichtheitsprüfung bei bestehenden 
privaten Abwasseranlagen im Geltungsbereich dieser Sat-
zung ist spätestens bis zum 

 
31.08.2011 

 
durchzuführen.  

 
(2) Bei der Durchführung der Dichtheitsprüfung sind die 
Vorgaben in § 4 dieser Satzung (Anforderungen an die 
Sachkundigen) zu beachten. Die Stadt/Gemeinde unter-
richtet die Grundstückseigentümer und bietet auch Hilfe-
stellung durch Beratung an. 
 
(3) Innerhalb eines Monats nach der Prüfung ist die Be-
scheinigung über das Ergebnis der Dichtheitsprüfung vom 
Grundstückseigentümer oder dem sonst Pflichtigen nach § 
61 a Abs. 3 LWG NRW der Stadt/Gemeinde vorzulegen. 

 
(4) Die Dichtheitsprüfung ist nach den einschlägigen 
Normen mit Wasser- oder Luftdruck durchzuführen.  
 
(5) Die Bescheinigung über das Ergebnis der Dichtheits-
prüfung sollte im Interesse des Grundstückseigentümers 
folgenden Inhalt aufweisen bzw. Unterlagen umfassen: 

 
1. Lageplan mit einer Darstellung des Prüfobjek-

tes (Straße, Hausnummer, Gebäudebezeich-
nung bei mehreren Gebäuden auf einem Grund-
stück,  
Darstellung der gesamten Abwasserleitungen 
mit eindeutiger Kennzeichnung der geprüften 
Leitungsbestandteile und deren Dimensionen  
(Längen und Nennweiten) 

 
2. Angabe der Prüfverfahren und Prüfmethoden 

(Wasser, Luft mit Angabe des beaufschlagten 
Drucks) und Angabe des angewandten techni-
schen Regelwerks 
 

3. Beschreibung der Ergebnisse der Prüfung (fest-
gestellter Wasserverlust bzw. Druckänderungen 
usw.) mit folgendem Inhalt: 

 
- Bestätigung, dass ein ordnungsgemäßer 

Anschluss vorliegt (kein Drainage-
wasseranschluss an den Schmutzwas-
ser- oder Mischwasserkanal oder sonsti-
ger Fehlanschluss z.B. Niederschlags-
wasser wird dem Schmutzwasserkanal 
zugeführt bzw. Schmutzwasser wird in 
den Regenwasserkanal eingeleitet); 

  
- Endergebnis der Prüfung der Leitung 

(dicht/undicht); wenn vorhanden, ist ein 
EDV-gestütztes Prüfprotokoll beizulegen; 
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4. Datum der Prüfung 

 
5. Unterschrift des Sachkundigen, der die Prüfung 

durchgeführt hat 
 

§ 4 (Anforderungen an die Sachkunde): 
 
(1) Die Dichtheitsprüfung darf nur von Sachkundigen 
durchgeführt werden. Die  Anforderungen an die Sachkun-
de ergeben sich aus dem Runderlass des Ministeriums für 
Umwelt, Natur, Landwirtschaft und Verbraucherschutz des 
Landes NRW vom 31.3.2009 (MinBl. 2009, S. 217) als 
Verwaltungsvorschrift nach § 61 a Abs. 6 Satz 1 LWG 
NRW. 
 
(2) Die Sachkunde von Sachkundigen wird nach Ziffer 3 
der Verwaltungsvorschrift  zu § 61 a LWG NRW durch fol-
gende unabhängige Stellen festgestellt: 

- Industrie- und Handelskammern in NRW 
- Handwerkskammern des Westdeutschen Hand-
werkskammertags 

- Ingenieurkammer-Bau Nordrhein-Westfalen. 
Diese unabhängigen Stellen führen selbständig Listen über 
Sachkundige. Diese Listen werden vom Landesamt für Na-
tur, Umwelt und Verbraucherschutz des Landes NRW (LA-
NUV NRW) zu einer landesweiten Liste zusammengeführt 
(www.lanuv.nrw.de).  
 
(3) Erfüllen Personen, welche die Dichtheitsprüfung 
durchführen, nicht diese Anforderungen an die Sachkunde 
oder entspricht die Dichtheitsprüfungsbescheinigung nicht 
den Anforderungen in § 3 dieser Satzung wird die Beschei-
nigung über die Dichtheitsprüfung 
(§ 61 a Abs. 3 Satz 3 LWG NRW) von der Stadt/Gemeinde 
nicht anerkannt. 
 

§ 5 Ordnungswidrigkeit 
 

Ordnungswidrig handelt, wer Abwasserleitungen nicht in 
der nach dieser Satzung festgelegten Frist auf Dichtigkeit 
prüfen lässt. Die Ordnungswidrigkeit wird mit einer Geld-
buße bis zu 50.000 € geahndet.   

 
§ 6 (Inkrafttreten der Satzung) 

 
Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung in 
Kraft. 

 
Bekanntmachungsanordnung 

 
Die vorstehende Satzung gemäß §61a LWG NRW über die 
vorgezogene Dichtheitsprüfung von Grundstücksentwässe-
rungsanlagen im Bereich des Einzugsgebietes Pumpwerk 
Heiden, Ortsteil Heiden der Stadt Lage vom 14.04.2011 
wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Es wird hiermit darauf hingewiesen, dass eine Verletzung 
von Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeord-
nung für das Land Nordrhein-Westfalen beim Zustande-
kommen dieser Satzung nach Ablauf eines Jahres seit die-
ser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden 
kann, es sei denn, 
- eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vor-

geschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchge-
führt, 

- die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt 
gemacht worden, 

- der Bürgermeister hat den Satzungsbeschluss vorher 
beanstandet oder 

- der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der 
Stadt Lage vorher gerügt und dabei der verletzten 
Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, 
die den Mangel ergibt. 

 
Lage, den 14.04.2011 
 
 
gez. Liebrecht 
Bürgermeister  

Kr.Bl. Lippe 26.04.2011 
 
 
 
147 Satzung zur Abänderung der Fristen bei der 

Dichtheitsprüfung von privaten Abwasserlei-
tungen gemäß § 61a Abs. 3 bis 7 LWG NRW im 
Bereich des Einzugsgebietes Pumpwerk Lück-
hauser Straße, Ortsteil Hardissen der Stadt 
Lage vom 14.04.2011 

 
Aufgrund von § 7 Abs. 1 der Gemeindeordnung für das 
Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 14.07.1994 (GV NRW. 1994, S. 666), zuletzt 
geändert durch Art. 4 des Gesetzes vom 17.12.2009 (GV 
NRW 2009, S. 950), der §§ 60,61 des Wasserhaushaltsge-
setzes des Bundes (WHG) in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 31.07.2009 (BGBI. I 2009, S.2585ff.) und des 
§ 61a Abs. 3 bis Abs. 7 des Landeswassergesetzes Nord-
rhein-Westfalen (LWG NRW) in der Fassung der Bekannt-
machung vom 25.06.1995 (GV NW 1995, S. 926), zuletzt 
geändert durch Art. 3 des Gesetzes vom 16.03.2010 (GV 
NRW 2010, S. 185ff), hat der Rat der Stadt Lage in der Sit-
zung am 14.04.2011 folgende Satzung beschlossen: 

 
§ 1 (Regelungsgegenstand): 

 
Die Gemeinde soll nach § 61 a Abs. 5 Satz 1 Nr.1 LWG 
NRW durch Satzung abweichende Zeiträume für die erst-
malige Prüfung nach § 61 a Abs. 4 Absatz 4 LWG NRW 
festlegen, wenn Sanierungsmaßnahmen an öffentlichen 
Abwasseranlagen in dem Abwasserbeseitigungskonzept 
nach § 53 Abs. 1a oder in einem gesonderten Kanalsanie-
rungs- oder Fremdwassersanierungskonzept festgelegt 
sind.  
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Die Stadt Lage führt zur Sicherstellung der ordnungsge-
mäßen Abwasserbeseitigung umfangreiche Kanalsanie-
rungs- und -erneuerungsmaßnahmen im Bereich der öf-
fentlichen Abwasseranlage durch. Diese Sanierungsmaß-
nahmen sind  
 
- im Fremdwassersanierungskonzept „Bereich Lück-
hauser Straße“ 
 
der Stadt Lage festgelegt. Vor diesem Hintergrund wird die 
Frist zur Dichtheitsprüfung bei bestehenden Abwasserlei-
tungen nach § 61 a Abs. 3 LWG NRW (31.12.2015) mit 
dieser Satzung für die in § 2 genannten Grundstücke ver-
kürzt. 

 
§ 2 (Geltungsbereich): 

 
(1) Der räumliche Geltungsbereich dieser Satzung um-
fasst alle Grundstücke, die in den folgenden Straßen bzw. 
Straßenabschnitten liegen und an die öffentliche Abwas-
seranlage angeschlossen sind: 
 
Afrikastraße 74, 76, 78, 84, 84a, 85, 87, 88, 91, 

93, 95, 97, 98b 
Gottfried-Keller-Weg 1a, 3, 3a, 4, 5, 8, 10, 12, 14, 16 
Harsdörferstraße 1, 3 
Heinrich-Böll-Straße 1, 2, 3,4 , 5, 6, 9, 11, 13, 15, 16, 

18, 22, 24, 26 
Herbergstraße 24, 26, 28, 30, 32, 34, 36, 40, 42, 

44, 46, 48, 50, 52, 52a 
Herderstraße 8, 9, 10, 11, 12, 13, 15, 16, 16a, 

17, 18, 19, 20, 21, 24, 26 
Hölderlinstraße 1, 2, 3, 6, 7, 8, 9, 10, 11, 12, 13, 

14, 15, 16, 17, 18, 19, 20, 21, 22, 
23, 23a, 24, 25 

Hudeweg 3, 4, 5, 6, 7, 8, 9, 10, 11, 11a, 12, 
13, 13a, 14, 15, 17a, 18, 19, 22, 
23, 24, 25, 26, 26a, 27, 28, 29, 31, 
33, 35, 38, 48 

Ina-Seidel-Straße 3, 3a, 3b, 6, 7, 14 
Kaschnitzstraße 2, 4, 5, 6, 7, 7a, 7b, 8, 9, 9a 
Ricarda-Huch-Weg 2, 2a, 4, 4a, 6, 6a, 7, 8, 8a, 9, 10, 

12a, 12b, 12c, 12d, 12e, 13, 15 
Taschenweg 1 
 
(2) Der durch den Grundstückseigentümer zu prüfende 
Bereich umfasst gemäß § 61 a Abs. 3 LWG NRW die auf 
seinem Grundstück im Erdreich oder unzugänglich verleg-
ten Abwasserleitungen zum Sammeln oder Fortleiten von 
Schmutzwasser oder mit diesem vermischten Nieder-
schlagswasser. Die Satzung gilt auch für Abwasserleitun-
gen, die Schmutzwasser einer Kleinkläranlage oder ab-
flusslosen Grube zuführen. Geprüft werden müssen durch 
den Grundstückseigentümer alle Bestandteile der privaten 
Abwasserleitung einschließlich verzweigter Leitungen unter 
der Keller-Bodenplatte sowie Einsteigeschächte oder In-
spektionsöffnungen, die in den Leitungsverlauf eingebaut 
sind. Ausgenommen sind Abwasserleitungen zur getrenn-
ten Beseitigung von Niederschlagswasser und Leitungen, 
die in dichten Schutzrohren so verlegt sind, dass austre-
tendes Abwassers aufgefangen und erkannt wird.  
 
 
 
 
 
 
 

 
(3) Führen zu prüfende Abwasserleitungen auch über 
fremde Grundstücke, so ist derjenige zur Dichtheitsprüfung 
auf dem fremden Grundstück  verpflichtet, dessen Abwas-
ser durchgeleitet wird. Eigentümer anderer Grundstücke, in 
denen diese Leitungen verlaufen, haben die Prüfung der 
Dichtheit und damit einhergehende Maßnahmen zu dulden 
(§ 61 a Abs. 3 Satz 2 LWG NRW). 

 
§ 3 (Durchführung der und Frist für die Dichtheitsprü-

fung): 
 

(1) Die erstmalige Dichtheitsprüfung bei bestehenden 
privaten Abwasseranlagen im Geltungsbereich die-
ser Satzung ist spätestens bis zum 
 

31.08.2011 
 

 durchzuführen.  
 
(2) Bei der Durchführung der Dichtheitsprüfung sind die 

Vorgaben in § 4 dieser Satzung (Anforderungen an 
die Sachkundigen) zu beachten. Die Stadt/Gemeinde 
unterrichtet die Grundstückseigentümer und bietet 
auch Hilfestellung durch Beratung an. 

 
(3) Innerhalb eines Monats nach der Prüfung ist die Be-

scheinigung über das Ergebnis der Dichtheitsprüfung 
vom Grundstückseigentümer oder dem sonst Pflich-
tigen nach § 61 a Abs. 3 LWG NRW der 
Stadt/Gemeinde vorzulegen. 

 
(4) Die Dichtheitsprüfung ist nach den einschlägigen 

Normen mit Wasser- oder Luftdruck durchzuführen.  
 
(5) Die Bescheinigung über das Ergebnis der Dichtheits-

prüfung sollte im Interesse des Grundstückseigen-
tümers folgenden Inhalt aufweisen bzw. Unterlagen 
umfassen: 
 

1. Lageplan mit einer Darstellung des Prüfobjektes 
(Straße, Hausnummer, Gebäudebezeichnung 
bei mehreren Gebäuden auf einem Grundstück,  
Darstellung der gesamten Abwasserleitungen 
mit eindeutiger Kennzeichnung der geprüften 
Leitungsbestandteile und deren Dimensionen 
(Längen und Nennweiten) 

 
2. Angabe der Prüfverfahren und Prüfmethoden 

(Wasser, Luft mit Angabe des beaufschlagten 
Drucks) und Angabe des angewandten techni-
schen Regelwerkes 
 

3. Beschreibung der Ergebnisse der Prüfung (fest-
gestellter Wasserverlust bzw. Druck- änderun-
gen usw.) mit folgendem Inhalt: 

 
- Bestätigung, dass ein ordnungsgemäßer 

Anschluss vorliegt (kein Drainage- was-
seranschluss an den Schmutzwasser- 
oder Mischwasserkanal oder sonstiger 
Fehlanschluss z.B. Niederschlagswasser 
wird dem Schmutzwasserkanal zugeführt 
bzw. Schmutzwasser wird in den Re-
genwasserkanal eingeleitet); 

 
- Endergebnis der Prüfung der Leitung 

(dicht/undicht); wenn vorhanden, ist ein 
EDV-gestütztes Prüfprotokoll beizulegen; 



 KREISBLATT –  AMTSBLATT DES KREISES LIPPE 191 
 

 

 
4. Datum der Prüfung 

 
5. Unterschrift des Sachkundigen, der die Prüfung 

durchgeführt hat 
 

§ 4 (Anforderungen an die Sachkunde): 
 
(1) Die Dichtheitsprüfung darf nur von Sachkundigen 
durchgeführt werden. Die  Anforderungen an die Sachkun-
de ergeben sich aus dem Runderlass des Ministeriums für 
Umwelt, Natur, Landwirtschaft und Verbraucherschutz des 
Landes NRW vom 31.3.2009 (MinBl. 2009, S. 217) als 
Verwaltungsvorschrift nach § 61 a Abs. 6 Satz 1 LWG 
NRW. 
 
(2) Die Sachkunde von Sachkundigen wird nach Ziffer 3 
der Verwaltungsvorschrift  zu § 61 a LWG NRW durch fol-
gende unabhängige Stellen festgestellt: 

- Industrie- und Handelskammern in NRW 
- Handwerkskammern des Westdeutschen Hand-
werkskammertags 

- Ingenieurkammer-Bau Nordrhein-Westfalen. 
 

Diese unabhängigen Stellen führen selbständig Listen über 
Sachkundige. Diese Listen werden vom Landesamt für Na-
tur, Umwelt und Verbraucherschutz des Landes NRW (LA-
NUV NRW) zu einer landesweiten Liste zusammengeführt 
(www.lanuv.nrw.de).  
 
(3) Erfüllen Personen, welche die Dichtheitsprüfung 
durchführen, nicht diese Anforderungen an die Sachkunde 
oder entspricht die Dichtheitsprüfungsbescheinigung nicht 
den Anforderungen in § 3 dieser Satzung wird die Beschei-
nigung über die Dichtheitsprüfung 
(§ 61 a Abs. 3 Satz 3 LWG NRW) von der Stadt/Gemeinde 
nicht anerkannt. 

 
§ 5 (Ordnungswidrigkeit) 
 

Ordnungswidrig handelt, wer Abwasserleitungen nicht in 
der nach dieser Satzung festgelegten Frist auf Dichtigkeit 
prüfen lässt. Die Ordnungswidrigkeit wird mit einer Geld-
buße bis zu 50.000 € geahndet. 

 
§ 6 (Inkrafttreten der Satzung) 

 
Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung in 
Kraft. 

 
Bekanntmachungsanordnung 

 
Die vorstehende Satzung gemäß § 61a LWG NRW über 
die vorgezogene Dichtheitsprüfung von Grundstücksent-
wässerungsanlagen im Bereich des Einzugsgebietes 
Pumpwerk Lückhauser Straße, Ortsteil Hardissen der Stadt 
Lage vom 14.04.2011 wird hiermit öffentlich bekannt ge-
macht. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Es wird hiermit darauf hingewiesen, dass eine Verletzung 
von Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeord-
nung für das Land Nordrhein-Westfalen beim Zustande-
kommen dieser Satzung nach Ablauf eines Jahres seit die-
ser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden 
kann, es sei denn, 
- eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vor-

geschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchge-
führt, 

- die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt 
gemacht worden, 

- der Bürgermeister hat den Satzungsbeschluss vorher 
beanstandet oder 

- der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der 
Stadt Lage vorher gerügt und dabei der verletzten 
Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, 
die den Mangel ergibt. 

 
Lage, den 14.04.2011 
 
 
gez. Liebrecht 
Bürgermeister  

Kr.Bl. Lippe 26.04.2011 
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Alte Hansestadt Lemgo 
 
148 Bekanntgabe der Feststellung des Jahresab-

schlusses der Eigenbetriebsänliche Einrichtung 
„Städtische Betriebe Lemgo“ zum 31.12.2009 

 
Der Rat der Stadt Lemgo hat am 07.02.2011 auf Empfeh-
lung des Gemeinsamen Betriebsaussschusses den Jah-
resabschluss der Städtischen Betriebe Lemgo für das Wirt-
schaftsjahr 2009 mit einer Bilanzsumme von 
3.860.861,27 Euro festgestellt. Der Jahresfehlbetrag von 
166.129,72 EUR soll mit den Jahresüberschüssen aus Vor-
jahren verrechnet und im Übrigen vorgetragen werden. 
 
Mit Schreiben vom 10.03.2011 hat die Gemeindeprüfungs-
anstalt Nordrhein-Westfalen (GPA NRW) den abschließen-
den Prüfungsvermerk erteilt: 
 

Abschließender Vermerk der GPA NRW 
 
Die GPA NRW ist gemäß § 106 GO NRW gesetzlicher Ab-
schlussprüfer der Städtischen Betriebe Lemgo. Zur Durch-
führung der Jahresabschlussprüfung zum 31.12.2009 hat 
sie sich der Wirtschaftsprüfungsgesellschaft INTECON 
GmbH, Niederlassung Bad Oeynhausen, bedient.  
Diese hat mit Datum vom 25.10.2010 den nachfolgend dar-
gestellten uneingeschränkten Bestätigungsvermerk erteilt.  
„Wir haben den Jahresabschluss - bestehend aus Bilanz, 
Gewinn- und Verlustrechnung sowie Anhang - unter Einbe-
ziehung der Buchführung und den Lagebericht der Städti-
schen Betriebe Lemgo für das Wirtschaftsjahr vom 
01.01.2009 bis 31.12.2009 geprüft. Die Buchführung und 
die Aufstellung von Jahresabschluss und Lagebericht nach 
den deutschen handelsrechtlichen und ergänzenden lan-
desrechtlichen Vorschriften liegen in der Verantwortung der 
Betriebsleitung des Eigenbetriebes. Unsere Aufgabe ist es, 
auf der Grundlage der von uns durchgeführten Prüfung ei-
ne Beurteilung über den Jahresabschluss unter Einbezie-
hung der Buchführung und über den Lagebericht des Ei-
genbetriebes abzugeben. 
Wir haben unsere Jahresabschlussprüfung nach 
§ 317 HGB und § 106 GO NRW unter Beachtung der vom 
Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deut-
schen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung 
vorgenommen. Danach ist die Prüfung so zu planen und 
durchzuführen, dass Unrichtigkeiten und Verstöße, die sich 
auf die Darstellung des durch den Jahresabschluss unter 
Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung 
und durch den Lagebericht vermittelten Bildes der Vermö-
gens-, Finanz- und Ertragslage wesentlich auswirken, mit 
hinreichender Sicherheit erkannt werden. Bei der Festle-
gung der Prüfungshandlungen werden die Kenntnisse über 
die Geschäftstätigkeit und über das wirtschaftliche und 
rechtliche Umfeld des Eigenbetriebes sowie die Erwartun-
gen über mögliche Fehler berücksichtigt. 
Im Rahmen der Prüfung werden die Wirksamkeit des rech-
nungslegungsbezogenen internen Kontrollsystems sowie 
Nachweise für die Angaben in Buchführung, Jahresab-
schluss und Lagebericht überwiegend auf der Basis von 
Stichproben beurteilt. Die Prüfung umfasst die Beurteilung 
der angewandten Bilanzierungsgrundsätze und der we-
sentlichen Einschätzungen der Betriebsleitung des Eigen-
betriebes sowie die Würdigung der Gesamtdarstellung des 
Jahresabschlusses und des Lageberichts. Wir sind der Auf-
fassung, dass unsere Prüfung eine hinreichend sichere 
Grundlage für unsere Beurteilung bildet. 
Unsere Prüfung hat zu keinen Einwendungen geführt. 

 
Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung 
gewonnenen Erkenntnisse entspricht der Jahresabschluss 
den deutschen handelsrechtlichen und den ergänzenden 
landesrechtlichen Vorschriften und vermittelt unter Beach-
tung der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein 
den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der 
Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Städtischen Be-
triebe Lemgo. Der Lagebericht steht in Einklang mit dem 
Jahresabschluss, vermittelt insgesamt ein zutreffendes Bild 
von der Lage des Eigenbetriebes und stellt die Chancen 
und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend dar.“ 
Die GPA NRW hat den Prüfungsbericht der Wirtschaftsprü-
fungsgesellschaft INTECON GmbH, Niederlassung Bad 
Oeynhausen, ausgewertet und eine Analyse anhand von 
Kennzahlen durchgeführt. Sie kommt dabei zu folgendem 
Ergebnis: 
Der Bestätigungsvermerk des Wirtschaftsprüfers wird voll-
inhaltlich übernommen. Eine Ergänzung gemäß § 3 der 
Verordnung über die Durchführung der Jahresabschluss-
prüfung bei Eigenbetrieben und prüfungspflichtigen Einrich-
tungen (JAP DVO) ist aus Sicht der GPA NRW nicht erfor-
derlich. 
Herne, den 10.03.2011 
GPA NRW 
Abschlussprüfung - Beratung - Revision 
Im Auftrag 
 
Matthias Middel 
 
Der Jahresabschluss und der Lagebericht der Städtischen 
Betriebe Lemgo für das Wirtschaftsjahr 2009 liegen gem. 
§ 26 Abs. 3 der Eigenbetriebsverordnung bis zur Feststel-
lung des folgenden Jahresabschlusses zur Einsichtnahme 
bei den Städtischen Betrieben Lemgo, Am Bauhof 17, 
32657 Lemgo, während der allgemeinen Geschäftszeiten 
(Mo. – Do. 07:00 bis 15:45 Uhr, Fr. 07:00 bis 12:00 Uhr) für 
jedermann aus. 
 
Lemgo, den 08.04.2011 
 
STÄDTISCHE BETRIEBE LEMGO 
 
 
Tolkemitt 
Betriebsleiter 

Kr.Bl. Lippe 26.04.2011 
 
 
 
149 Bekanntgabe der Feststellung des Jahresab-

schlusses der Eigenbetriebsänliche Einrich-
tung „Gebäudewirtschaft Lemgo“ zum 
31.12.2009 

 
Der Rat der Stadt Lemgo hat am 07.02.2011 auf Empfeh-
lung des Gemeinsamen Betriebsaussschusses den Jah-
resabschluss der Gebäudewirtschaft Lemgo für das Wirt-
schaftsjahr 2009 mit einer Bilanzsumme in Höhe von 
112.571.955,31 EUR festgestellt. Der Jahresüber-
schuss/Bilanzgewinn in Höhe von 27.278,77 EUR wird in 
die Allgemeine Rücklage eingestellt.  
 
Mit Schreiben vom 22.03.2011 hat die Gemeindeprüfungs-
anstalt Nordrhein-Westfalen (GPA NRW) den abschließen-
den Prüfungsvermerk erteilt: 
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Abschließender Vermerk der GPA NRW 

 
Die GPA NRW ist gemäß § 106 GO NRW gesetzlicher Ab-
schlussprüfer des Betriebes Gebäudewirtschaft Lemgo. Zur 
Durchführung der Jahresabschlussprüfung zum 31.12.2009 
hat sie sich der Wirtschaftsprüfungsgesellschaft INTECON 
GmbH, Niederlassung Bad Oeynhausen, bedient.  
Diese hat mit Datum vom 20.12.2010 den nachfolgend dar-
gestellten uneingeschränkten Bestätigungsvermerk erteilt.  
„Wir haben den Jahresabschluss - bestehend aus Bilanz, 
Ergebnisrechnung, Finanzrechnung, Teilergebnisrechnun-
gen, Teilfinanzrechnungen sowie Anhang - unter Einbezie-
hung der Buchführung und den Lagebericht der eigenbe-
triebsähnlichen Einrichtung "Gebäudewirtschaft Lemgo" für 
das Wirtschaftsjahr vom 01.01.2009 bis 31.12.2009 ge-
prüft. Die Buchführung und die Aufstellung von Jahresab-
schluss und Lagebericht nach den gemeinderechtlichen 
Vorschriften von Nordrhein-Westfalen und den ergänzen-
den Bestimmungen der Satzung liegen in der Verantwor-
tung der Betriebsleitung der eigenbetriebsähnlichen Ein-
richtung. Der Betrieb hat das Wahlrecht gem. § 27 EigVO 
NW ausgeübt (Anwendung des Neuen Kommunalen Fi-
nanzmanagements). Unsere Aufgabe ist es, auf der Grund-
lage der von uns durchgeführten Prüfung eine Beurteilung 
über den Jahresabschluss unter Einbeziehung der Buch-
führung und über den Lagebericht abzugeben. 
Wir haben unsere Jahresabschlussprüfung nach 
§ 317 HGB und § 106 GO NRW unter Beachtung der vom 
Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deut-
schen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung 
vorgenommen. Danach ist die Prüfung so zu planen und 
durchzuführen, dass Unrichtigkeiten und Verstöße, die sich 
auf die Darstellung des durch den Jahresabschluss unter 
Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung 
und durch den Lagebericht vermittelten Bildes der Vermö-
gens-, Finanz- und Ertragslage wesentlich auswirken, mit 
hinreichender Sicherheit erkannt werden. Bei der Festle-
gung der Prüfungshandlungen werden die Kenntnisse über 
die Geschäftstätigkeit und über das wirtschaftliche und 
rechtliche Umfeld der eigenbetriebsähnlichen Einrichtung 
sowie die Erwartungen über mögliche Fehler berücksich-
tigt. Im Rahmen der Prüfung werden die Wirksamkeit des 
rechnungslegungsbezogenen internen Kontrollsystems 
sowie Nachweise für die Angaben in Buchführung, Jahres-
abschluss und Lagebericht überwiegend auf der Basis von 
Stichproben beurteilt. Die Prüfung umfasst die Beurteilung 
der angewandten Bilanzierungsgrundsätze und der we-
sentlichen Einschätzungen der Betriebsleitung der eigen-
betriebsähnlichen Einrichtung sowie die Würdigung der 
Gesamtdarstellung des Jahresabschlusses und des Lage-
berichtes. Wir sind der Auffassung, dass unsere Prüfung 
eine hinreichend sichere Grundlage für unsere Beurteilung 
bildet. 
Unsere Prüfung hat zu keinen Einwendungen geführt. 
Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung 
gewonnenen Erkenntnisse entspricht der Jahresabschluss 
der eigenbetriebsähnlichen Einrichtung "Gebäudewirtschaft 
Lemgo" den deutschen handelsrechtlichen und den ergän-
zenden landesrechtlichen Vorschriften (und den ergänzen-
den Bestimmungen der Satzung) und vermittelt unter Be-
achtung der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung 
ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild 
der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der eigenbe-
triebsähnlichen Einrichtung. Der Lagebericht steht in Ein-
klang mit dem Jahresabschluss, vermittelt insgesamt ein 
zutreffendes Bild von der Lage der eigenbetriebsähnlichen 
Einrichtung und stellt die Chancen und Risiken der zukünf-
tigen Entwicklung zutreffend dar.“ 

 
Die GPA NRW hat den Prüfungsbericht der Wirtschaftsprü-
fungsgesellschaft INTECON GmbH, Niederlassung Bad 
Oeynhausen, ausgewertet und eine Analyse anhand von 
Kennzahlen durchgeführt. Sie kommt dabei zu folgendem 
Ergebnis: 
Der Bestätigungsvermerk des Wirtschaftsprüfers wird voll-
inhaltlich übernommen. Eine Ergänzung gemäß § 3 der 
Verordnung über die Durchführung der Jahresabschluss-
prüfung bei Eigenbetrieben und prüfungspflichtigen Einrich-
tungen (JAP DVO) ist aus Sicht der GPA NRW nicht erfor-
derlich. 
Herne, den 22.03.2011 
GPA NRW 
Abschlussprüfung - Beratung - Revision 
Im Auftrag 
 
Matthias Middel 
 
Der Jahresabschluss und der Lagebericht der eigenbe-
triebsähnlichen Einrichtung „Gebäudewirtschaft Lemgo“ für 
das Wirtschaftsjahr 2009 liegen gem. § 26 Abs. 3 der Ei-
genbetriebsverordnung bis zur Feststellung des folgenden 
Jahresabschlusses zur Einsichtnahme in der Kämmerei der 
Stadtverwaltung, Gebäude Zeughaus, Papenstr. 9, Zimmer 
117, 32657 Lemgo, während der Öffnungszeiten (Mo. – Fr. 
08:30 bis 16:00 Uhr, Do. bis 17:00, Fr. 08:30 bis 12:00 Uhr) 
für jedermann aus. 
 
Lemgo, den 08.04.2011 
 
GEBÄUDEWIRTSCHAFT LEMGO 
 
 
Tolkemitt 
Betriebsleiter 

Kr.Bl. Lippe 26.04.2011 
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Gemeinde Schlangen 
 
150 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. Oe-H 

10 der Gemeinde Schlangen – Gebiet zwischen 
Haustenbecker Straße, Ostlandstraße und 
„Langelau“ – im OT Oesterholz – H. 

 
Der Rat der Gemeinde Schlangen hat in seiner Sitzung am 
14. April 2011 folgenden Beschluss gefasst: 
 
Der Rat der Gemeinde Schlangen beschließt die Einleitung 
des Verfahrens zur 1. Änderung des Bebauungsplans Nr. 
Oe.-H. 10 - Gebiet zwischen Haustenbecker Straße, Ost-
landstraße und „Langelau“ im Ortsteil Oesterholz-
Haustenbeck der Gemeinde Schlangen gemäß § 2 (1) 
BauGB i. V. m. § 1 (8) BauGB. 
 
Der Rat der Gemeinde Schlangen beschließt, das be-
schleunigte Verfahren gem. § 13 a BauGB (Bebauungsplan 
der Innenentwicklung) ohne Durchführung einer Umwelt-
prüfung nach § 2 (4) BauGB anzuwenden. 
 
Der Beschluss wird gemäß § 2 (1) BauGB in Verbindung 
mit § 7 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen (GO NW) i. d. F. der Bekanntmachung vom 14. 
Juli 1994 (GV NRW S. 666 – SGV. NRW. 2023), zuletzt 
geändert durch Gesetz vom 17. Dezember 2009 (GV NW 
S. 950) ortsüblich bekannt gemacht. 
 
Der Rat der Gemeinde Schlangen beschließt die 1. Ände-
rung des Bebauungsplans Nr. Oe.-H. 10 mit Begründung 
als Entwurf und ordnet die Durchführung der Öffentlich-
keitsbeteiligung und der Beteiligung der Behörden und 
sonstigen Träger öffentlicher Belange nach § 3 (2) und 
§ 4 (2) BauGB auf der Grundlage dieses Entwurfs an. 

 
In der Ausführung des vorstehenden Beschlusses wird 
hiermit bekannt gemacht, dass die 1. Änderung des Be-
bauungsplans Nr. Oe.-H. 10 der Gemeinde Schlangen - 
Gebiet zwischen Haustenbecker Straße, Ostlandstraße 
und „Langelau“ - im Ortsteil Oesterholz-Haustenbeck, in 
der Zeit vom 

 
06. Mai 2011 bis einschließlich 06. Juni 2011 

 
während der Dienstzeiten (montags bis freitags von 8.30 
Uhr bis 12.15 Uhr sowie donnerstags von 14.00 Uhr bis 
18.00 Uhr) im Bauamt des Rathauses Schlangen, Im Dorfe 
2, 33189 Schlangen, öffentlich ausliegt.  

 
Lage und Umfang des Plangebietes sind aus dem in der 
Bekanntmachung abgedruckten Übersichtsplan ersichtlich.  
 
Bedenken und Anregungen zu der offen liegenden Be-
gründung können während der Auslegungsfrist schriftlich 
oder zur Niederschrift im Rathaus Schlangen, Im Dorfe 2, 
33189 Schlangen, vorgebracht werden. 
 
Schlangen, den 15.04.2011 
Gemeinde Schlangen 
Der Bürgermeister 
 
 
Ulrich Knorr 

Kr.Bl. Lippe 26.04.2011 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
151 Satzung zur Abänderung der Fristen bei der 

Dichtheitsprüfung von privaten Abwasserleitun-
gen gem. § 61a Abs. 3 bis 7 LWG NRW der Ge-
meinde Schlangen (Dichtheitssatzung 1 K – 
2011) vom 14. April 2011 

 
Aufgrund von § 7 Abs. 1 der Gemeindeordnung für das 
Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 14.7.1994 (GV. NRW. 1994, S. 666), zuletzt 
geändert durch Art. 4 des Gesetzes vom 17.12.2009 (GV. 
NR. 2009, S. 950), der §§ 60, 61 des Wasserhaushaltsge-
setzes des Bundes (WHG) in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 31.7.2009 (BGBl. I 2009, S. 2585ff.) und des § 
61a Abs. 3 bis Abs. 7 des Landeswassergesetzes Nord-
rhein-Westfalen (LWG NRW)  in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 25.6.1995 (GV. NRW. 1995, S. 926), 
zuletzt geändert durch Art. 3 des Gesetzes vom 16.3.2010 
(GV NRW 2010, S. 185ff.), hat der Rat der Gemeinde 
Schlangen am 14.04.2011 folgende Satzung beschlossen: 

 
§ 1 Regelungsgegenstand 

 
(1) Die Gemeinde Schlangen soll nach 
§ 61 a Abs. 5 Satz 1 Nr. 2 LWG NRW durch Satzung ab-
weichende Zeiträume für die erstmalige Prüfung nach § 61 
a Abs. 4 LWG NRW festlegen, wenn die Gemeinde für ab-
gegrenzte Teile ihres Gebietes die Kanalisation im Rahmen 
der Selbstüberwachungsverpflichtung oder eines Fremd-
wasserkonzeptes nach § 61 LWG NRW überprüft. Die 
Gemeinde beabsichtigt zur Sicherstellung der ordnungs-
gemäßen Abwasserbeseitigung und in Erfüllung ihrer 
Selbstüberwachungspflichten nach SüwV Kan in Verbin-
dung mit dem aufgestellten Fremdwasserkonzept die Ü-
berprüfung der Kanalisation in den in § 2 genannten Teil-
gebieten der Gemeinde Schlangen. Im Zusammenhang mit 
der Durchführung der Überprüfung der öffentlichen Kanali-
sation wird die Frist zur erstmaligen Prüfung der privaten 
Abwasseranlagen nach § 61a Abs. 4 LWG NRW verkürzt. 
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§ 2 Geltungsbereich 

 
(1) Der räumliche Geltungsbereich dieser Satzung um-
fasst alle Grundstücke, die in den folgenden Straßen bzw. 
Straßenabschnitten liegen und an die öffentliche Abwas-
seranlage angeschlossen sind: 

 
Am Schlehdorn 
Arminiusstraße 
Bachstraße 
Bergstraße ab Haus-Nr. 6 
Hornsche Straße 
Im Mühlengrund 
Im Rosental 
In der Grund 
Lippspringer Straße bis Haus-Nr. 83 
Quellenstraße 
 

(2) Der durch den Grundstückseigentümer zu prüfende 
Bereich umfasst gemäß § 61 a Abs. 3 LWG NRW die auf 
seinem Grundstück im Erdreich oder unzugänglich verleg-
ten Abwasserleitungen zum Sammeln oder Fortleiten von 
Schmutzwasser oder mit diesem vermischten Nieder-
schlagswasser. Die Satzung gilt auch für Abwasserleitun-
gen, die Schmutzwasser einer Kleinkläranlage oder ab-
flusslosen Grube zuführen. Geprüft werden müssen durch 
den Grundstückseigentümer alle Bestandteile der privaten 
Abwasserleitung einschließlich verzweigter Leitungen unter 
der Keller-Bodenplatte sowie Einsteigeschächte oder In-
spektionsöffnungen, die in den Leitungsverlauf eingebaut 
sind. Ausgenommen sind Abwasserleitungen zur getrenn-
ten Beseitigung von Niederschlagswasser und Leitungen, 
die in dichten Schutzrohren so verlegt sind, dass austre-
tendes Abwasser aufgefangen und erkannt wird.  
 
(3) Führen zu prüfende Abwasserleitungen auch über 
fremde Grundstücke, so ist derjenige zur Dichtheitsprüfung 
auf dem fremden Grundstück  verpflichtet, dessen Abwas-
ser durchgeleitet wird. Eigentümer anderer Grundstücke, in 
denen diese Leitungen verlaufen, haben die Prüfung der 
Dichtheit und damit einhergehende Maßnahmen zu dulden 
(§ 61 a Abs. 3 Satz 2 LWG NRW). 

 
§ 3 Durchführung der und Frist für die Dichtheitsprü-

fung 
 

(1) Die erstmalige Dichtheitsprüfung bei bestehenden 
privaten Abwasseranlagen im Geltungsbereich dieser Sat-
zung ist spätestens bis zum 

 
31.03.2012 

 
durchzuführen.  
 
(2) Bei der Durchführung der Dichtheitsprüfung sind die 
Vorgaben in § 4 dieser Satzung (Anforderungen an die 
Sachkundigen) zu beachten. Die Gemeinde Schlangen un-
terrichtet die Grundstückseigentümer und bietet auch Hilfe-
stellung durch Beratung an. 
 
(3) Innerhalb eines Monats nach der Prüfung ist die Be-
scheinigung über das Ergebnis der Dichtheitsprüfung vom 
Grundstückseigentümer oder dem sonst Pflichtigen nach 
§ 61 a Abs. 3 LWG NRW der Gemeinde Schlangen vorzu-
legen. 

 
 
 

 
(4) Die Dichtheitsprüfung ist nach den einschlägigen 
Normen mit Wasser- oder Luftdruck durchzuführen.  
 
(5) Die Bescheinigung über das Ergebnis der Dichtheits-
prüfung sollte im Interesse des Grundstückseigentümers 
folgenden Inhalt aufweisen bzw. Unterlagen umfassen: 
 

1. Lageplan mit einer Darstellung des Prüfobjektes 
(Straße, Hausnummer, Gebäudebezeichnung 
bei mehreren Gebäuden auf einem Grundstück, 
Darstellung der gesamten Abwasserleitungen 
mit eindeutiger  Kennzeichnung der geprüften 
Leitungsbestandteile und deren Dimensionen 
(Längen und Nennweiten)) 

 
2. Angabe der Prüfverfahren und Prüfmethoden 

(Wasser, Luft mit Angabe des beaufschlagten 
Drucks) und Angabe des angewandten techni-
schen Regelwerks 
 

3. Beschreibung der Ergebnisse der Prüfung (fest-
gestellter Wasserverlust bzw. Druckänderungen 
usw.) mit folgendem Inhalt: 

 
o Bestätigung, dass ein ordnungsgemäßer 

Anschluss vorliegt (kein Drainagewasser-
anschluss an den Schmutzwasser- oder 
Mischwasserkanal oder sonstiger Fehlan-
schluss, z.B. Niederschlagswasser wird 
dem Schmutzwasserkanal zugeführt bzw. 
Schmutzwasser wird in den Regenwasser-
kanal eingeleitet); 

 
o Endergebnis der Prüfung der Leitung 

(dicht/undicht); wenn vorhanden, ist ein 
EDV-gestütztes Prüfprotokoll beizulegen; 

 
4.  Datum der Prüfung 
 

5. Unterschrift des Sachkundigen, der die Prüfung 
durchgeführt hat 

 
§ 4 Anforderungen an die Sachkunde 

 
(1) Die Dichtheitsprüfung darf nur von Sachkundigen 
durchgeführt werden. Die  Anforderungen an die Sachkun-
de ergeben sich aus dem Runderlass des Ministeriums für 
Umwelt, Natur, Landwirtschaft und Verbraucherschutz des 
Landes NRW vom 31.3.2009 (MinBl. 2009, S.  217) als 
Verwaltungsvorschrift nach § 61 a Abs. 6 Satz 1 LWG 
NRW. 
 
(2) Die Sachkunde von Sachkundigen wird nach Ziffer 3 
der Verwaltungsvorschrift  zu § 61 a LWG NRW durch fol-
gende unabhängige Stellen festgestellt: 
 

- Industrie- und Handelskammern in NRW 
- Handwerkskammern des Westdeutschen Hand-

werkskammertages 
- Ingenieurkammer-Bau Nordrhein-Westfalen. 
 

Diese unabhängigen Stellen führen selbständig Listen über 
Sachkundige. Diese Listen werden vom Landesamt für Na-
tur, Umwelt und Verbraucherschutz des Landes NRW (LA-
NUV NRW) zu einer landesweiten Liste zusammengeführt 
(www.lanuv.nrw.de).  
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(3) Erfüllen Personen, welche die Dichtheitsprüfung 
durchführen, nicht diese Anforderungen an die Sachkunde 
oder entspricht die Dichtheitsprüfungsbescheinigung nicht 
den Anforderungen in § 3 dieser Satzung, wird die Be-
scheinigung über die Dichtheitsprüfung 
(§ 61 a Abs. 3 Satz 3 LWG NRW) von der Gemeinde nicht 
anerkannt. 

 
§ 5 Ordnungswidrigkeit 

 
Ordnungswidrig handelt, wer Abwasserleitungen nicht in 
der nach dieser Satzung festgelegten Frist auf Dichtigkeit 
prüfen lässt. Die Ordnungswidrigkeit wird mit einer Geld-
buße bis zu 50.000 € geahndet. 
 

§ 6 Inkrafttreten der Satzung 
 

Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung in 
Kraft. 
 

Bekanntmachungsanordnung 
 
Die vorstehende Satzung zur Abänderung der Fristen bei 
der Dichtheitsprüfung von privaten Abwasserleitungen ge-
mäß § 61a Abs. 3 bis 7 LWG NRW im Einzugsbereich der 
Kläranlage Schlangen Teilgebiete:  

Am Schlehdorn 
Arminiusstraße 
Bachstraße 
Bergstraße ab Haus-Nr. 6 
Hornsche Straße 
Im Mühlengrund 
Im Rosental 
In der Grund 
Lippspringer Straße bis Haus-Nr. 83 
Quellenstraße 

der Gemeinde Schlangen vom 14.04.2011 
wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
 
Es wird hiermit darauf hingewiesen, dass eine Verletzung 
von Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeord-
nung für das Land Nordrhein-Westfalen beim Zustande-
kommen dieser Satzung nach Ablauf eines Jahres seit die-
ser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden 
kann, es sei denn, 
 
(a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein 

vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 
durchgeführt, 

(b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich be-
kannt gemacht worden, 

(c) der Bürgermeister hat den Satzungsbeschluss vor-
her beanstandet oder 

(d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der 
Gemeinde Schlangen vorher gerügt und dabei die 
verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeich-
net worden, die den Mangel ergibt. 

 
 

Schlangen, 14.04.2011 
(Knorr) 
Bürgermeister 

Kr.Bl. Lippe 26.04.2011 
 
 
 
 
 

 

Abwasserwerke Blomberg 
 
152 Satzung zur Abänderung der Fristen bei der 

Dichtheitsprüfung von privaten Abwasserlei-
tungen gemäß § 61a Abs. 3 bis 7 LWG NRW im 
Bereich Mühlenstraße, Starenweg, Schönfel-
derstraße und Wiemannstraße, Ortsteil Reel-
kirchen, der Stadt Blomberg vom 07. April 
2011 

 
Aufgrund von § 7 Abs. 1 der Gemeindeordnung für das 
Land Nordrhein-Westfalen (GO) in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV.NW. S. 666) in der 
zur Zeit geltenden Fassung in Verbindung mit § 61a Abs. 3 
bis 7 des Landeswassergesetzes für das Land Nordrhein-
Westfalen (LWG NRW) in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 25. Juni 1995 (GV NW S. 926) in der zur Zeit 
geltenden Fassung hat der Rat der Stadt Blomberg in sei-
ner Sitzung am 06. April 2011 folgende Satzung beschlos-
sen: 
 

§ 1 
Regelungsgegenstand 

 
Die Stadt Blomberg soll nach § 61a Abs. 5 Satz 1 Nr. 1 
LWG NRW durch Satzung abweichende Zeiträume für die 
erstmalige Prüfung nach § 61a Abs. 4 Satz 4 LWG NRW 
festlegen, wenn Sanierungsmaßnahmen an öffentlichen 
Abwasseranlagen in dem Abwasserbeseitigungskonzept 
nach § 53 Abs. 1a LWG NRW oder in einem gesonderten 
Kanalsanierungs- oder Fremdwassersanierungskonzept 
festgelegt sind. 
 
Die Stadt Blomberg -Abwasserwerke- hat durch Untersu-
chungen und Messungen im Bereich des Ortsteils Reelkir-
chen erhebliche Fremdwasserzuflüsse festgestellt. Die 
Stadt Blomberg beabsichtigt zur Sicherstellung der ord-
nungsgemäßen Abwasserbeseitigung die Durchführung 
umfangreicher Kanalsanierungs- und Erneuerungsmaß-
nahmen im Bereich der öffentlichen Abwasseranlage, die 
insbesondere der Abwehr von Gefahren für unterirdische 
und offene Gewässer dienen. Vor diesem Hintergrund wird 
die Frist zur Dichtheitsprüfung der bestehenden Abwasser-
einleitungen nach § 61 a Abs. 3 LWG NRW (31.12.2015) 
mit dieser Satzung für die in § 2 genannten Grundstücke 
verkürzt. 
 

§ 2 
Räumlicher Geltungsbereich 

 
(1) Der räumliche Geltungsbereich dieser Satzung umfasst 
die nachfolgend aufgeführten bebauten Grundstücke, die 
über die öffentliche Kanalisation in den folgenden Straßen 
bzw. Straßenabschnitten abwassertechnisch erschlossen 
werden: 
 

- Mühlenstraße, Haus-Nrn. 8, 12, 17, 18, 19, 20, 21, 

22, 23, 24, 25, 28, 30, 30a und 30 b 

- Mittelstraße, Haus-Nrn. 39 und 41  

- Schönfeldstraße, Haus-Nrn. 3 und 4 

- Starenweg, Haus-Nrn.: 2, 4, 6, 8, 10, 12, 14 und 

16 

- Taubenweg, Haus-Nr.: 2 

- Wiemannstraße, Haus-Nr.: 47 
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Der als Anlage beigefügt Lageplan mit der gekennzeichne-
ten Gebietsabgrenzung ist Bestandteil der Satzung. 
 
(2) Der durch den Grundstückseigentümer zu prüfende Be-
reich umfasst gemäß § 61 a Abs. 3 LWG NRW die auf sei-
nem Grundstück im Erdreich oder unzugänglich verlegten 
Abwasserleitungen zum Sammeln oder Fortleiten von 
Schmutzwasser oder mit diesem vermischten Nieder-
schlagswasser. Die Satzung gilt auch für Abwasserleitun-
gen, die Schmutzwasser einer Kleinkläranlage oder ab-
flusslosen Grube zuführen. Geprüft werden müssen durch 
den Grundstückseigentümer alle Bestandteile der privaten 
Abwasserleitung einschließlich verzweigter Leitungen unter 
der Keller-Bodenplatte sowie Einsteigschächte oder In-
spektionsöffnungen, die in den Leitungsverlauf eingebaut 
sind. Ausgenommen sind Abwasserleitungen zur getrenn-
ten Beseitigung von Niederschlagswasser und Leitungen, 
die in dichten Schutzrohren so verlegt sind, dass austre-
tendes Abwasser aufgefangen und erkannt wird. 
 
(3) Führen zu prüfende Abwasserleitungen auch über frem-
de Grundstücke, so ist derjenige zur Dichtheitsprüfung auf 
dem fremden Grundstück verpflichtet, dessen Abwasser 
durch geleitet wird. Eigentümer anderer Grundstücke, in 
denen diese Leitungen verlaufen, haben die Prüfung der 
Dichtheit und damit einhergehende Maßnahmen zu dulden 
(§ 61 a Abs. 3 Satz 2 LWG NRW). 
 

§ 3 
Durchführung der und Frist für die Dichtheitsprüfung 
 
(1) Die erstmalige Dichtheitsprüfung bei bestehenden pri-
vaten Abwasseranlagen im Geltungsbereich dieser Sat-
zung ist spätestens bis zum 
 

31.10.2011  
 
durchzuführen. 
 
(2) Bei der Durchführung der Dichtheitsprüfung sind die 
Vorgaben in § 4 dieser Satzung (Anforderungen an die 
Sachkundigen) zu beachten. Die Stadt Blomberg unterrich-
tet die Grundstückseigentümer und bietet auch Hilfestel-
lung durch Beratung an.  
 
(3) Innerhalb eines Monats nach der Prüfung ist die Be-
scheinigung über das Ergebnis der Dichtheitsprüfung vom 
Grundstückseigentümer oder dem sonst Pflichtigen nach § 
61 a Abs. 3 LWG NRW der Stadt Blomberg vorzulegen. 
 
(4) Die Dichtheitsprüfung ist nach den einschlägigen Nor-
men ausschließlich mit Wasserdruck durchzuführen. 
 
(5) Die Bescheinigung über das Ergebnis der Dichtheits-
prüfung muss folgenden Inhalt aufweisen bzw. Unterlagen 
umfassen: 
 

1. Lageplan mit einer Darstellung des Prüfobjektes 
(Straße, Hausnummer, Gebäudebezeichnung bei 
mehreren Gebäuden auf einem Grundstück, Dar-
stellung der gesamten Abwasserleitungen mit ein-
deutiger Kennzeichnung der geprüften Leitungs-
bestandteile und deren Dimensionen (Längen und 
Nennweiten) 
 
 
 
 

 
2. Beschreibung der Ergebnisse der Prüfung (fest-

gestellter Wasserverlust usw.) mit folgendem In-
halt: 

- Bestätigung, dass ein ordnungsgemäßer An-
schluss vorliegt (kein Drainagewasseranschluss 
an den Schmutz- oder Mischwasserkanal oder 
sonstiger Fehlanschluss, z.B. Niederschlagswas-
ser wird dem Schmutzwasserkanal zugeführt  
bzw. Schmutzwasser wird in den Regenwasser-
kanal eingeleitet); 

- Endergebnis der Prüfung der Leitung 
(dicht/undicht); wenn vorhanden, ist ein EDV-
gestütztes Prüfprotokoll beizulegen; 
 

3. Datum der Prüfung 
 

4. Unterschrift des Sachkundigen, der die Prüfung 
durchgeführt hat. 
 

§ 4 
Anforderungen an die Sachkunde 

 
(1) Die Dichtheitsprüfung darf nur von Sachkundigen 
durchgeführt werden. Die Anforderungen an die Sachkun-
de ergeben sich aus dem Runderlass des Ministeriums für 
Umwelt, Natur, Landwirtschaft und Verbraucherschutz des 
Landes NRW vom 31.03.2009 (MinBl. 2009, S. 217) als 
Verwaltungsvorschrift nach § 61 a Abs. 6 Satz 1 LWG 
NRW. 
 
(2) Die Sachkunde von Sachkundigen wird nach Ziffer 3 
der Verwaltungsvorschrift zu § 61 a LWG NRW durch fol-
gende unabhängige Stellen festgestellt: 
 

- Industrie- und Handelskammern in NRW 

- Handwerkskammern des Westdeutschen Hand-

werkskammertags 

- Ingenieurkammer Bau Nordrhein-Westfalen 
 
Diese unabhängigen Stellen führen selbstständig Listen 
über Sachkundige. Diese Listen werden vom Landesamt 
für Natur, Umwelt und Verbraucherschutz des Landes 
NRW (LANUV NRW) zu einer landesweiten Liste zusam-
mengeführt (www.lanuv.nrw.de). 
 
(3) Erfüllen Personen, welche die Dichtheitsprüfung durch-
führen, nicht diese Anforderungen an die Sachkunde oder 
entspricht die Dichtheitsprüfungsbescheinigung nicht den 
Anforderungen in § 3 dieser Satzung wird die Bescheini-
gung über die Dichtheitsprüfung (§ 61 a Abs. 3 Satz 3 LWG 
NRW) von der Stadt Blomberg nicht anerkannt. 
 

§ 5 
Ordnungswidrigkeit 

 
Ordnungswidrig handelt, wer Abwasserleitungen nicht in 
der nach dieser Satzung festgelegten Frist auf Dichtigkeit 
prüfen lässt. Die Ordnungswidrigkeit wird mit einer Geld-
buße von bis zu 50.000 € geahndet. 
 

§ 6 
Inkrafttreten der Satzung 

 
Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung in 
Kraft. 
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Bekanntmachungsanordnung 
 
Die vorstehende Satzung zur Abänderung der Fristen bei 
der Dichtheitsprüfung von privaten Abwasserleitungen ge-
mäß § 61a Abs. 3 bis 7 LWG NRW im Bereich Mühlenstra-
ße, Starenweg, Schönfeldstraße und Wiemannstraße, 
Ortsteil Reelkirchen, der Stadt Blomberg 
 

vom 07. April 2011 
 
wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
 
Es wird hiermit darauf hingewiesen, dass eine Verletzung 
von Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeord-
nung für das Land Nordrhein-Westfalen beim Zustande-
kommen dieser Satzung nach Ablauf eines Jahres seit die-
ser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden 
kann, es sei denn,  
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein 

vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 
durchgeführt, 

 
b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich be-

kannt gemacht worden, 
 
c) der Bürgermeister hat den Satzungsbeschluss vorher 

beanstandet oder 
 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der 

Stadt Blomberg vorher gerügt und dabei der verletzte 
Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet wor-
den, die den Mangel ergibt. 

 
Blomberg, den 07. April 2011 
 
 
(Geise) 
Bürgermeister 

Kr.Bl. Lippe 26.04.2011 
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